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Nationalsozialistische Schulpoliti inGerhard E.,Sollbach  —  n /T}Q  !  |  Nationalsozialistische Schulpolitik in  Westfalen/Regierungsbezirk Arnsberg und  die Einführung der Gemeinschaftsschule  in der Stadt Hagen  Nationalsozialistische Bildungsziele  Für die nationalsozialistische Bildungs- und Schulpolitik waren die  Erziehungsgrundsätze richtungsgebend, die Adolf Hitler in seinem  während seiner Festungshaft in Landsberg im Jahr 1924 verfaßten  programmatischen Buch „Mein Kampf“ niedergelegt hatte.! Danach  wurde der gesamten Erziehungsarbeit in dem von ihm angestrebten  „völkischen Staat“ als oberstes Ziel das „Heranzüchten kerngesunder  Körper“ zugewiesen. Erst danach sollte die Ausbildung der geistigen  Fähigkeiten Platz haben, an deren Spitze aber die „Entwicklung des  Charakters“, besonders die Förderung der „Willens- und Entschluß-  kraft“, zu stehen hatte. Als dabei heranzubildende und anzuerziehende  Tugenden werden von Hitler „Treue“, „Opferwilligkeit“ und „Ver-  schwiegenheit“ genannt. Ihre Krönung sollte die Erziehungs- und  Schularbeit des „völkischen Staats“ darin finden, daß sie den „Rassesinn  und das Rassegefühl instinkt- und verstandesmäßig in Herz und Gehirn  der ihr anvertrauten Jugend hineinbrennt“. Schule und Unterricht  hatten die Heranwachsenden zur „ausschließlichen Anerkennung des  Rechts des eigenen Volkstums“ zu erziehen. Jede auch nur im Ansatz  demokratische oder gar pazifistische Erziehung wurde dagegen entschie-  den abgelehnt, da die Wahrung deutscher Interessen nach den von Hitler  entwickelten Vorstellungen nur auf der Grundlage politischer Ent-  schlossenheit und militärischer Macht zu gewährleisten war. Im Hinblick  auf die spezielle Mädchenbildung begnügte sich Hitler in „Mein Kampf“  mit der Feststellung, daß ihr Ziel „unverrückbar die kommende Mutter‘“  zu sein habe.  Entsprechend diesen allgemeinen Erziehungsgrundsätzen Adolf Hit-  lers wurde nach der Machtergreifung die Gleichschaltung des öffentli-  chen Schulwesens betrieben. Nach dem Willen der neuen Machthaber  ı Adolf Hitler: Mein Kampf. Zwei Bände in einem Band. 60. Aufl. München 1933,  S. 451—476.  139Westfalen/Regierungsbezirk rnsberg und

die Einfuhrung der Gemeinschaftsschule
iın der agen

Nationalsozıalıstische Bıildungszıele
Fur die nationalsozlalistische Bıldungs- un Schulpoliti are dıe

Erziehungsgrundsatze richtungsgebend, diıe ıtler 1ın seinem
während sSse1ıiner Festungshaft 1ın Landsberg 1M Jahr 1924 verfaßten
programmatıschen Buch „Meın Kampt niedergelegt hatte.l Danach
wurde der gesamten Erziehungsarbeıt In dem VO  - inhm angestrebten
„vOlkiıschen Staat“” als ODersties 1el das „Heranzuchten kerngesunder
orper“ zugewlesen. Trst danach sollte dıe Ausbildung der geistigen
Fäahiıgkeıten aiz en, deren Spıtze aber dıe „Entwicklung des
Charakters“, besonders dıe Forderung der „Wiıllens- un Entschlul3i-
Tait. , stehen Als el heranzubiıildende un! anzuerzliehende
ugenden werden VON ıtler „Treue“, „Opferwilligkeıit“ un! „Ver-
schwiegenheıt"” genannt Ihre Kronung sollte dıe ErzıehungSs- un:
Schularbeıt des „VvOlkiıschen Staats arın finden, daß sS1e den „Rassesinn
un! das Rassegefühl instinkt- und verstandesmaäaßıg 1ın Herz un! ehırn
der INT anvertrauten Jugend hineinbrennt‘“. Schule un:! Unterricht
hatten dıe Heranwachsenden ZU „ausschließlıchen nerkennung des
Rechts des eigenen Volkstums“ erziehen. Jede auch Nnu 1mM nsatz
demokratische Ooder gal pazifistische Erzıehung wurde dagegen entschie-
den abgelehnt, da dıie Wahrung deutscher Interessen ach den VON Hıtler
entwıckelten Vorstellungen 163558  — auf der Grundlage politischer Fnt-
schlossenheıt und milıtarıscheral gewährleıisten wa  —$ Im Hınblick
auf dıe spezlelle Maädchenbildung egnugte sıch ıtler 1n „Meın Kampf”“
mıit der Feststellung, daß ın 1el „unverruckbar d1ıe kommende Mutter

eın habe
Entsprechend dıesen allgemeınen Erziehungsgrundsatzen Hıt-

lers wurde ach der Machtergreifung die Gleichschaltung des offentlı-
chen chulwesens betrieben. Nach dem ıllen der Machthaber

Adolf Hıtler: Meın amp: 7Zwel an 1n einem and Munchen 1933,
451-—-476
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sollte schulısche Bıldung jetzt 1ın erster Linie der polıtısch-weltanschau-
Liıchen Indoktrinatiıon der Jugend 1mM ıInn des Nationalsozlialısmus
dienen. SO eTrklartie der natıonalsozlalıstische Reichsinnenminister Dr
Wılhelm Frick aufeiıner onferenz der Landermiıiniıster 1933, da
infolge der „natıonalen Revolution  06 die deutsche Schule nunmehr einNne
ECUE Erziehungsaufgabe habe S1e MUSSE den „polıtiıschen Menschen
bılden, der In em Denken un! Handeln diıenend und pfernd ın seinem
Volke wurzelt‘‘.2 Nach den „Leıtgedanken ZU  — chulordnung‘ desselben
Reichsinnenministers Dr TIC die durch TIa VO 18 1934
„verbindlıche Rıchtlinien“ erklart wurden, War „dıe oberste Aufgabe der
Schule dıe Erzıehung der Jugend Z 1enst Volkstum un!'
aa 1M natiıonalsozlalıstischen Gelist‘.3 In den 1939 erlassenen Q
schulriıchtlinıen he1ißt ann dementsprechend, Aufgabe der Schule sSe1
C „dıe Jugend uUuNnseIiIes olkes korperlich, seelisch un gelstig
gesunden un! starken deutschen annern un! Frauen erziıehen, die,
INn eımat un! olkstum fest verwurzelt, eın jeder se1liner Stelle ZU
vollen Eınsatz fuüur Fuhrer und Volk bereıt Qn - Ahnlich bestimmten die
1938 herausgekommenen Rıc  ınıen fur dıe ohere Schule als allgeme!1-
nes Bıldungszıiel dieser Schulform, „mıiıt den ın eigentumlıchen TZIle-
hungsmitteln den natıonalsozlalıstiıschen Menschen formen‘“‘.5 1eses
polıtiısch-weltanschauliche Bıldungsziel des offentliıchen Schulwesens
wurde durch eine entsprechende, allerdıngs Nn1ıC iımmer systematısch
VvOrgeNOoOMMECNE, inhaltlıche und methodische Neugestaltung des LINnIieTr-
richts Ww1e auch uUrc eınen außeren organısatorıschen au des
chulwesens erreichen versucht.®

Natıonalsozıalıstische Schulpolıtı
Die auf eine Vermittlung der Lehren des Natıonalsoz.ialısmus gerıch-

teie Umgestaltung der Bıldungsziele un nhalte des erkommlichen
chulunterrichts begann 1m preußischen Reichsteil 1M Herbst 1933 mıiıt
der FEınfuhrung des Unterrichts 1ın Vererbungslehre un:! Kassenkunde‘,

Zat. ach ans-Jochen Gamm : Fuhrung Uun! Verfuhrung adagogık des Natıonalsozılalis-
INU: Au{fl.Munchen 1990, 13— 18 ı1er 74
Zat. ach dem Abdruck 1n Zentralbla fur dıe gesamte nterriıchts-Verwaltung ın Preußen
76 Jg 1934, 43{£. der T1a 18 12 1934 ebenda, 43
Erziehung un! Unterricht 1n der Volksschule Berlın 1939,
Erziehung un Unterricht ın der Hoheren Schule Berlın 19338,
Dazu kamen och Maßnahmen Z eologischen Ausrichtung des Lehrpersonals wı1ıe uch
der Schulverwaltungsbeamten, insbesondere UTC natıonalpoliıtische (Lager-)Lehrgaän-
pe.
Tla 13 1933 „Vererbungslehre un! KRKassenkunde 1n den Schulen“ des preußischen
Mıiınıiısters fur Wiıssenschaft, Kunst un! Volksbildung abgedruckt 1n Zentralblat:; fur dA1e
gesamte Unterrichts-Verwaltung 1n Preußen 75 Jg 1933, 244
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der durch eıiınen TIa des Reichserziehungsministers® VO

1935 fur das a  C Reıich verbindlıch gemacht wurde.?
In außerer organisatorischer Hınsıcht wurde bereıts ab 1933, seı1it 1937

annn aber ganz entschieden, cdıe ypen- un Formenvielfalt des eut-
schen Schulwesens, insbesondere dıe annahernd ypen umfassende
ohere Schule, aufTEl Grundformen (neusprachliche und naturwıssen-
schaftlıche Oberschule und humanistisches Gymnasıum) SOWI1e dıe
Deutsche Oberschule 1ın Aufbauform (Aufbauschule) als vierte Gymna-
s1alform reduzliert un!: gleichzeıtig dıe auer der Hoheren Schule VO  ;

eumn auf acht Schuljahre vermındert.!9
ıne der ersten schulorganisatorischen Maßnahmen der natıo-

nalsozialistischen Machthaber War auch 1n agen die Beseıtigung der
ammelschulen fur die VO Religionsunterricht abgemeldeten S_
schulkınder, falschlich verschiedentlich auch als „weltliche Schulen“
bezeichnet. 1ese Maßnahme der Nationalsozlalısten ist typısch fur jene
Anfangsphase, ın der das Regime och eine werbende Macht War un dıe
Befurchtungen der kirchliıchen relise, VOTL allem der katholischen, ıhm
gegenuber zerstreuen suchte. Deshalb betrieb zunachst auch eine
ausgesprochen kirchenfreundliche Polıtik nıcht zuletzt 1 schulpolitı1-
schen Bereich.!! SO wurde bereıts 1933 durch einen T1S des
(nationalsozlalıstischen) preußıiıschen Mınisters fur Wissenschaft, Kunst
und Volksbildung dıie Auflosung der Sammelschulen un! Sammelklas-
SsSCeN fur dıe nıcht Religionsunterricht teilhnehmenden Volksschulkkiın-
der verfügt. Dıiese Einrichtungen sollten jahrgangsweise abgebaut WEelI -

den; bereıtsz stern eginnenden Schuljahr durften eıne
Schuler mehr ın dıe ammelschulen bzw -kxlassen aufgenommen WelIl-

den DiIie betroffenen Schulkınder w1e auch dıe Lehrkrafte mußten aufdie

Das Reichsministerium fur Wissenschaft, Erzıiehung un! Volksbildun,; (Bernhard ‚uSs
wurde 1mM Maı 1934 eschaffen
Abgedruckt 1n eutsche Erziehung, Wissenschaft un! Volksbildun; Amitsblatt des
Reichsminister1ıums fur Wissenschaft, Erzıehung un! Volksbildun; un!' der Unterrichtsver-
waltung der Lander Jg. 1939, 43 —46

10 Erzıehung un!: Unterricht 1ın der Hoheren Schule Berlın 19338,
uch d1e egierungserklarung Adolf Hıtlers VO. 23 1933 1Reichstag, In der dıe

be1 naherer Prufung sich jedoch als recht vage erwelisende Versicherung abgab, daß cdıe
natıonale Reglerung den Kırchen 1n Schule un Erzıiehung „den ıhnen zukommenden
Eıinflu. gewahren un! sichern werde zıt. ach dem Abdruck der Erklarung der
Reichsregj]erung 1n Verhandlungen des Reichstags VII Wahlperi1ode 1933 457 Steno-
graphische erichte Berlin 1934, 205-—32, ler 28 UTC. einen TIa VO 27 1933
re. der (nationalsozilalistische) preußische Minister fur Wissenschaft, Kunst Un olksbıl-
dung d. dıe „alte Sıtte“ wıeder aufleben Jassen, den ersten des Schul)hrs
mıiıt einem Gottesdienst, sel 1ın der Schule der 1n der Kırche, „festlic. begehen  e
(Runderlaß dıe Oberprasıdenten un! Regierungsprasıdenten, Xemplar 1mM StAÄA Munster,
Provinzialschulkollegium kte
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konfessionellen Schulen verteiılt werden.!12 Sammelklassen un!: Sammel-
schulen eine 1ın Preußen ab 1920 geschaffene „Notloösung“ und als
„vorlaufige Verwaltungsmaßnahme*“13 namlıc. bıs ZU. Erlaß des ın der
eiımarer Reichsverfassung vorgesehenen, aber nıe zustandegekomme-
Ne  - Reichsschulgesetzes gedacht, der VOL em VOIn sozlalıstischen
un! freidenkerischen (Eltern-)Kreıisen immer nachdrucklicher erhobe-
Ne  - Forderung ach der aufgrun des Sperrparagraphen der
Weıiımarer Reichsverfassung Art 174) nıcht realısıerbaren Eınfuhrung
der „weltlichen Schule*“ ohne konfessjionellen Religionsunterricht entge-
genzukommen.!* In Hagen derartıge ammelklassen bzw Sam-
melschulen ab eTrbst 1921 eingerichtet worden. Zu Ostern 199292 besuch-
ten insgesam 1310 Schulkinder 1n agen derartıge Schulsysteme. Doch
ging ihre Zahl 1ın den folgenden Jahren standıg un:! zuletzt rapıde zuruck;
1929 WarTr S1e auf5i Schu  ınder gesunken. Daraufhıin wurden nunmehr
dıie DIS dahın och bestehenden 1er Sammelschulen wel (achtklas-
sıgen) Systemen zusammengelegt, daß seiıtdem eiıne ammelschule
sıch ın dem (iruheren evangelıschen) Volksschulgebaude ın der Lan-
e5s 1mMm Stadtteil Wehringhausen und eine weiıtere 1ın dem (ebenfalls
fruheren evangelıschen) Volksschulgebaäaude ın der Selbecker Straße
ın dem Stadtteil ılpe befand Wurden 19292 och ber 10% der Lernan-
fanger 142 VO  ® fur dıe ammelschule angemeldet, dıie
nmeldungen stern 1933 auf weniger als 39 % (67 VOINl zuruck-
gegangen.)> Die Auflosung dieser schulischen Sonderform konnte also
mıiıt eiıner breıiten Zustimmung 1n der Bevolkerung rechnen In Hagen
WI1e ubrıgens auch 1ın den anderen Orten 1mMm Reglerungsbezirk rnsberg,
1n denen seinerzeıt och Sammelschulen bzw Sammelklassen vorhan-
den ist diese Schuleinrichtung jedoch schneller beseıtigt
worden, als 6S der Ministererlaß VO 1933 eigentlich vorgesehen

Auf inNnrer Sıitzung 1933 eschlo die stadtische Schulde-
putatıon zunachst, un:! WarTr ‚auf ntrag aus der Versammlung‘, dıe

Z Abgedruckt 1n Zentralblat; fur dıe gesamte Unterrichts-Verwaltung ın Preußen 75 Jg
1933, 64

13 SO 1n dem TIa VO 28 1921 des Minıiısters fur Wiıssenschaft, Kunst un Volksbildung
StA Munster, Reg. rnsberg 11 Nr 699

TlaVO' 1920 des Miıiniıisters fur Wıssenschaft, Kunst un! Volksbildung abgedruckt 17
ammelklassen Uun!| ammelschulen fur die nıcht Religionsunterricht teillnehmenden
Kınder. Zusammenstellung der einschlagıigen Mınıstererlasse, hrsg. er| VO:) el1x
heegarten Aufl Berlın 1927, 19{f. Weiıdemannsche Taschenausgaben VO: erfugun-
gen der Preußischen Unterrichstverwaltung. 43)); vgl hlerzu uch Tan. Bajohr, el!
Behrens-Cobet, Ernst Schmidt: Frelie Schulen Eiıne vergessene Bıldungsalternative Eissen
1986, 1ler bes. 24 — 30
Angaben ach Margrit acC „Weltliche Schulen“ Eiıne UntersuchungZ Schulpoliti
1n der Weimarer ‚epu e1spie. der en 177 ahnrbuc. fur Westfalısche
Kırchengeschichte, 78 (1985), 135— 166, 1ler 156—- 164
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beıden ammelschulen aus ihren bisherigen Schulgebauden erauszu-
nehmen un!:' ZU):  en 1ın einem Gebaude 1ın der Mittelstraße 1m
Stadtzentrum unterzubringen. och dieser lan kam nıcht ZALT Ausfuh-
rung In einer nNnapp 1er ochen spater, 1933, stattgefundenen
neuerlichen Sıtzung der Schuldeputatıon wurde nunmehr namlıch der
esCNHIu. gefaßt, die Sammelschulen bereıts AA Ende der gegenwartıi-
gen Sommertferien bzw Z 1933 aufzulosen Begrundet wurde
diese aßnahme damıt, daß die Umwandlung der Sammelschulen 1ın
konfessionelle (evangelısche) Volksschulen 97  on der Mehrheit der betel-
lıgten Elternschaft“ eantra worden se1.16 Dementsprechend ist ann
auch verfahren worden. Die Rektoren der beiden ammelschulen SIınd
aufgrun des berüchtigten esetizes VO 1933 betreffend dıe „Wiıe-
derherstellung des Berufsbeamtentums‘‘!“ 1NTres MmMies enthoben un!'
zunachst beurlaubt, spater ann ın eıne einfache Lehrerstelle eıner
konfessionellen Volksschule 1ın agen bzw 1n Bochum zuruckversetzt
worden. Eın Lehrer der ammelschule ın KEılpe wurde gemäaß (1) des
erwäahnten esetizes ohne Ruhegehalt aus dem Schu  1enst entlas-
sen.18

uberdem wurden 17 Anwendung des „Gesetzes ZUTrC Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums“ och 1933 eın ektor und eine Lehre-

16 Angaben ach: aC. . 165 {.
17 Abgedruckt 17 Reichsgesetzblatt, Teıil L, Jg 1933, 1795 — 177 Hierbe1 kamen VOTL em dıe

SS 4 un! ın nwendun; besagt: „Beamte, d1e ach ıhrer biısherıigen polıtischen
Betatigung nıcht die Gewaäahr aiur bıeten, daß s1e jederzeıt TUC.:  0S fur den nationalen
Staat eintreten, konnen aus dem Dienst entlassen werden I S 5 (1) estıim: e  er
Beamte muß sıch dıe Versetzung 1n eın anderes Amt derselben der einer gleichwertigen
Laufbahn, uch 1n eın olches VO.: geringerem ang un! planmäaßıgem Diensteinkommen

gefallen lassen, Welnl das chenstliche ‚edurfniıs erfordert S 5 (2) lautet: „Der
Beamte kannn Stelle der Versetzung 1ın eın Amt VO.  - geringerem Rang und planmäaßıigem
Diensteinnkommen Abs innerhal eınes Monats die Versetzung ın den Ruhestand
verlangen.“

18 Jahresbericht (Verwaltungsbericht) fur das Volksschulwese: 1n fur das Jahr 1933
StadtA agen, kte 2544 Zu den bel der urchführung des Gesetzes „ ZUuTr Wiederherstel-
Jung des Berufsbeamtentums “ esonders cd1e den ammelschulen tatıg eweschen
Lehrpersonen 1n Preußen geriıchteten Maßnahmen uch Behrens-Cobet, Schmidt,
F. Bajohr, ; 8Qr S. 93f. Unter anderem mußten alle Lehrkräfte einen Tragebogen
ausfullen, 1n dem uUrC. nachtraglı Einstempelung uch Auskunft ber ıne eventuelle
Mitgliedschaft ın dem „Bund Freler Schulgesellschaften” verlan: wurde. Dieser „Bund“
WarTr 1920 als Dachorganisatıon der Okalen „Freıen Elternvereinigungen“ DZW. „Freıen
Schulgesellschaften“ gegrundet worden, die entschiıeden die Einfuhrung der „weltliıchen
Schule forderten. Die Mitglıeder gehorten politisch rd 90 %o der Sozlaldemokratie .
doch gab darın uch ıne aktıve kommunistische Minderheit (Luise Wagner-Wiınterhager:
Schule und Eltern ın der W eımarer epu Untersuchungen ZU[r iırksamkeıt der
Eilternbeirate ın Preußen un! der Elternrate 1n Hamburg 1918 — 1922 Weinheim ase 1979,

205 Studıen un! Dokumentatiıonen Z.U. deutschen Bildungsgeschichte,
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Tn gemaß SOWI1Ee eine weıtere Lehrerin gemaäaß 319 un Gewaäahrung
VO  - KRuhegehalt AUS dem Schuldienst entlassen,% einen weıteren ektor
versetzte INa ema des Gesetzes 1ın eine Mıttelschullehrerstelle.21
Im folgenden Jahr erfolgten weıtere Amtsenthebungen VO  ; Leitern
stadtıscher Volksschulen ıIn der Hagen Betroffen en aber
ausschließlich katholische Volksschulen Insgesamt vier katholische
Rektoren S1INd damals gemaß des Gesetzes VO 1933 ZU 1934
ihrer Amter enthoben und 1n eine einfache Lehrerstelle anderen
stadtıschen Volksschulen worden.22 Zu den seinerzeıt auf diese
Weise freigemachten Schulleiterstellen gehorte auch die der katholi-
schen Volksschule 1ın dem Stadtteil Boelerheide (heute Overbergschule)
S1e wurde AAOE 1934 NeEe  C esetzt.23 Der NEeUE Schulleiter hat ın der
Folgezeıt ann auch mehrfach demonstratıv seıne regimetreue Haltung
bezeugt.*4 ntier anderem machte der vorgesetzten Behorde ın
mehreren Fallen Mıiıtteilung ber die polıtısch-opposıiıtionelle Einstellung
des dieser Schule den pfarramtlichen Unterricht erteılenden ıkars
1eser am ann auch VO  . dem Oberburgermeister das Betreten des
Schulgrundstucks und damıt 1SC. die Unterrichtserteilung ın der
Schule) un außerdem WUurde SEeINE polıtıische Überwachung
angeordnet.% In diesem usammenhang informierte der eUue Rektor

anderem 1937 dıiıe vVo  esetzte Schulbehorde daruber, daß
der Vıkar „durch einzeline aßnahmen un!' Anordnungen iImmer
wıeder seıne opposıtiıonelle Eınstellung Z heutigen Staat (z Als
Bewels fuhrt neben anderem d. daß der ar den Jungen die
Teilnahme Turnunterricht des Deutschen Jungvolks erschweren,
fur den Nachmiuittag den außerschulischen KRelıgionsunterricht ansetze.26
Ende des Jahres 1937 teılte der Rektor der staatlıchen Schulaufsichtsbe-

19 (1) bestimmt: „Beamte, dıe nıcht arıscher bstammung SINd, SINd 1n den Ruhestand ($ ö1f.)
verseizen

Eıner der beıden Lehrerinnen wurde 1n einem Dienststrafverfahren annn ber das
Ruhegehalt wıeder entzogen.
Jahresbericht (Verwaltungsbericht) fur das Volksschulwesen 1n agen fuüur das Jahr 1933
StadtA agen, kte 29544, SOWI1eEe Amtlıches Schulblatt fur den Reglerungsbezirk rnsberg,
43 Jg. 1933, 444, 476

2 Jahresbericht ( Verwaltungsbericht) fur das Volksschulwesen 1n agen fur das Jahr 1934
StadtA agen, kte 2544
mitliches Schulblatt fur den Reglerungsbezirk rnsberg, 45 Jg. 1935, 101
Der eue Schulleiter WarTrl seıt dem 1933 Schriftwart des SLB 1m Kreisabschnitt, bDer
damals (noch) keın Parteimitglied Er trat TSLT ZU. 1937 INn die eın Angaben
ach einer VO. dem Oberburgermeister der en ufgrund einer Auswertung der
Personalbogen erstellten un:! dem Reglerungspräsidenten ın rnsberg mıiıt Schreiben
23 1945 eingereichten Liste VO.  S Hagener Lehrern, dıe SDAP-Mitglieder StAÄA
Munster, Reg. rnsberg 11 NT. 1312
StadtA agen, kte 2930; StA Munster, Reg. Trnsberg II NT. 1405
StAÄ Munster, Reg. rnsberg 11 NrT. 1405
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horde mıt, daß die politische Einstellung des ıkars „Immer och
unverandert“ sel Dabe!1ı fuhrte olgende Tatsachen habe diıeser
1 Anschluß die Verlesung eiınes Hirtenbriefes die Geme1in-
schaftsschule (sıe WwITd 1ın dem chreiben des Rektors als „Einheıitsschu-
le  .6 bezeichnet) 1ın einer persönlıchen Bemerkung den Ratschlag gegeben,
INa  ® durfe sıch verbriefte Rechte VOaa nıcht nehmen lassen un! be1l
eiıner Schulabstimmung W1ISSe jeder, Wa  N tun habe; habe einen
Schuler, der ıhn unterwegs mıiıt dem „deutschen Gruß“ grußte, siıch
herangerufen, ıhn entseiz angesehen un sıch diese TUulMorm 1ın
Zukunft verbeten;: SEe1 VOIl ıhm ın eıner Predigt die Behauptung
aufgestellt worden, dıe ermanen hatten keine ultur esessen un:!
selen 1n Fellen herumgelaufen.?”

amp dıe Bekenntniıisschule
In den Zusammenhang der ideologisch motivierten mMmfiformung des

staatlıchen Schulwesens gehort auch dıe VON den Nationalsozlalısten
angestrebte Beseıtigung der christlich-konfessionellen Volksschule un!'
ihre Ersetzung durch die „Deutsche Gemeinschaftsschule*“. DiIie Eixistenz
eines ach den Bekenntnissen getrennten (Volks-)Schulwesen (wıe auch
des Privatschulwesens) widersprach nıcht NUu dem VO nationalsozı1lalı-
stiıschen aa auch auf dem Gebiet der Erziehung verire Totalı-
tätsanspruch, sondern auch der VO  - iıhm propaglerten Idee der „Volks-
gemeinschaft‘*.28 eıt 1930 gehorte daher die allgemeıne Einführung der
(christlichen) Simultanschule ZU. Schulprogramm des Nationalsozlalı-
stischen Lehrerbunds(NKUurz ach der Machtübernahme erklar-
te ann auch der nationalsozialistische Reichsinnenminister Dr Frick
ın se1ıiner bereıts erwahnten ede VO 1933 programmatisch, daß
Schule un! schulische Biıldung ın dem Staat grundsatzlich „  o
Gemeinschaftsgedanken“ ausgehe und „1Im Dienste des Volksganzen“
stehen abe DiIie Schule solle, he1ßt ort weiıter, urc ihre

27 StA unster, Reg. TNSDer. I1 NT 1405
SO hatte Hıtler als Reichskanzler 1n der Sitzung des Reichstags 23 1933 1ın seıner
Regierungserklärung die „Herstellung einer wirkliıchen Volkgemeinschaft“ verkundet.
Andererseıts Warlr VO ıhm 1ın der eglerungserklarung uch die Beteuerung abgegeben
worden, daß die nationale eg]erun. 1n den beıden christlichen Konfessionen „wichtige

der Erhaltung unNnseTies olkstu:  06 sehe, und, w1ıe bereıts nDen erwahnt, außerdem
ebenso beruhigend wıe vieldeutig versichert worden: „Die nationale ‚eg]ıerun; WITd 1n
Schule un:! Erzıiehung den christliıchen Konfessionen den ihnen zukommenden Eıiınfluß
einraumen und sicherstelle  “ zıt. nach dem Abdruck der Erklarung der Reichsreglerun
1n Verhandlungen des Reichstags 11L Wahlperiode 1933 4577 Stenographische Berich-
te. Berlhn 1934, 20-—32, ler 26, 28
Christlıche Erziehung 1mM deutschen olk. ammelmappe, hrsg der Bıschoflichen
Hauptarbeitsstelle fur dıe katholische Aktıon. I, Allgemeıne eutfsche
Lehrerzeıtung, 1933, 256 olf Eılers Die nationalsozialistische Schulpoliti. Eıne
Studie ZU. un.  1073 der Erziehung 1 totalıtaren aa Oln-'  pladen 1963, 85
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Erziehungsarbeıt dıe „glıedhafte Eınordnung des Schulers 1: Volksgan-
Ze  C6 herbeifuhren, amı der „geschlossene politische Wılle auch fur dıe
Zukunft eiıne starke und dauernde Grundlage 1mM Volke findet‘‘.30 Fur eiıNe
ach Konfessionen getrennte Volksschule, W1€e S1e damals In Preußen fur
evangelische und katholische Kınder bestand, gab ın eiıner solchen
Bildungskonzeption keinen SA

Nach der selinerzeıt ın Preußen geltenden Rechtslage WarTr dıe Konfes-
sionsschule 1mM Volksschulbereich aber dıe gesetzlıch garantıerte egel-
schule. ANAaT dıie Weımarer Reichsverfassung dıe Simultanschule
WeNn auch nıcht dem Wortlaut, doch der aC ach ZUT Regelschule
erklart.®l Allerdings sollten auf Wunsch der Eiltern Bekenntnisschulen
un „weltliıche Schulen“ Schulen ohne Religionsunterricht)
eingerichtet werden Diıie endgultige Regelung der Schulfrage ubDberle
dıie Weılımarer ReichsverfassungJedoch der Läandergesetzgebung, dıe sıch
ach den In einem och erlassenden Reichsschulgesetz festzulegen-
den Grundsatzen riıchten In den Übergangsbestimmungen
Art 174 WRV) wurde aber bestimmt, daß bıs dem Erlaß eines solchen
Reichsschulgesetzes dıe jJeweıls bestehenden schulgesetzliıchen Regelun-
gen weıterhın Gultigkeıt haben sollten.®2 Damıt WarTr aber eın schulpolıi-
iıscher Status QUO verfassungsrechtliıch festgeschrieben, der die Fortdau-

der VOIL dem Inkrafttreten der Weımarer Reichsverfassung bestehen-
den Schulformen garantıierte, un ZW ar bıs AA Ende der eimarer
Republıik, da das ın Aussıcht SCHNOMMMECKI1 Reichsschulgesetz nıe zustande
kam

Das bedeutete fur dıe preußischen Gebiete, denen auch dıie Provınz
Westfalen gehorte, daß 1933 fur den Volksschulbereich weıterhın das
preußische Volksschulunterhaltungsgesetz VO 28 1906 Gultigkeıt
hatte 1eses bestimmte 1n Art 89 da ß dıe offentlıchen Volksschulen ‚
der egel“ einzurıchten se]len, daß evangelısche Kınder VO ECVaNse-
iıschen Lehrern, katholische Kınder VO. katholıschen Lehrern unter-
richtet wurden.® In der TaxXls edeutete das, daß dıe Volksschule 1
Normalfall eine Bekenntnisschule Wa  — WAar wurde 1ın dem esetz der
Bestand vorhandener Simultanschulen garantıert, doch dıie Neueıinrich-
tung derartıger Schulanstalten Walr NUur ort vorgesehen, dieser
Chultyp SChHhOonNn bisher die einzıge chular dargestellt Das traf fur

3() Zait. ach H.-; Gamm, O< 19 78
31 Artikel 146 der Weımarer Reichsverfassung lautet: „Auf 1iıne fur alle geme1ınsame TUNnd-

schule aut sıch das miıttlere und hohere chulwesen auf“ zıt. nach: Dokumente Au

deutschen Verfassungsgeschichte, hrsg. Eirnst Rudolf er Bd  > neubearTrb.
ern Autfl. Stuttgart-Berlin-Koln 1991, 1'

32 Ebenda, 178
34 „Gesetz, betreffend die Unterhaltun: der offentlıchen Volksschulen“ abgedr 1n (‚esetz-

ammlun,; fuüur die Koniglıchen Preußischen Staaten. 1906, 335 —364 ler 346
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Westfalen jedoch nıcht bgesehen davon 1eß das Gesetz dıe
chamfun. Simultanschulen NUur 1mMm Ausnahmefall 99  Uus besonde-
Tren Grunden‘“ Art Abs auch 1n solchen Schulverbänden Z dıe
Volksschulen bisher bekenntnismaßıg organısliert Doch der
Gesetzgeber das betreffende Verfahren sehr erschwert, das zudem
verschledene Einspruchsmöglichkeiten vorsah. Hınzu kam, daß ach
dem SC des Konkordats VO 1933 zwıschen dem Heılıgen
Stuhl und dem Deutschen eliclc dıe Beıbehaltung WwW1e auch die Neueıln-
richtung VO  ; ausdruücklich ZW al TU katholischen, ach dem Prinzıp
der Gleichbehandlung aber auch evangelıschen Konfessionsschulen
reichsrechtlich garantıert war.°4 Fur dıe Katholiken WarTr dıe Angelegen-
eıt der Bekenntnisschule aber auch AUS kirchenrechtlichen Grunden
ebenso bedeutsam Ww1e schwerwiegend. Der 19138 als erstes allgemeınes
un! umfassendes Gesetzbuch der Katholischen Kırche 1ın Tagetretene
eX Iurıs Canoni1cı enthielt namlıch 1n dem Abschnıiıtt ber das
kirchliche Lehramt auch einıge wichtige Bestimmungen ber das
chulwesen.® ahrend dıe diesbezuglıche erstie Bestimmung Can

nıcht Nnur einem eCc sondern der edeutsamsten Pflicht (1USs et

gravıssımum offic1ıum) der Eiltern erklarte, fuüur eine christliche Erziehung
der Kınder SOTgenN, wurde 1 uübernachsten Paragraphen Can
katholischen Kındern grundsatzlıch untersagt, nichtkatholische, konfes-
s1onslose Oder gemischtkonfessionelle Schulen besuchen Das hließ
aber, da ß fur dıe katholische Kırche un! dıe katholischen Eiltern 1ın
Deutschland weder die 1n der Weımarer Reichsverfassung vorgesehene
„weltliıche Schule“, och dıie Simultanschule mıiıt ach Konfessionen
getrenntem Religionsunterricht, W1e S1e 1ın Preußen ach dem S-
schulunterhaltungsgesetz VO  - 1906 moglıch WAarT, 1ın rage amen In der
1929 veroffentlichten Enzyklıka Divanı iıllıus Magıster  .  9 dıe sıch mıiıt
Fragen der christlıchen Erziehung befaßte, aps 1US XI entspre-
chend den Bestimmungen des exX Iurıs Canonic1 ernNeut un mıiıt
großem Nachdruck Katholiken den Besuch VO Schulen verboten, diıe
Katholiken un! Nichtkatholiken ohne Unterschied offenstanden.?®6

Andererseıts WarTr dıe Beseıtigung der Konfessionsschulen aber eın
wesentlicher 'Teıl der VOoON dem nationalsozlalıstıschen egıme propagler-

34 Der Art 23 des Reichskonkordats VO: 20 1933 bestimmt namlıch „Die Beibehaltung un!
Neueinrichtung katholısche: Bekenntnisschulen bleıibt gewahrleıstet. en Gemeinden,
1n denen Eiltern der sonstige Erziehungsberechtigte beantragen, werden katholische
Volksschulen erTichtet, WEnl die Zahl der Schuler unter gebuhrender Berucksichtigung der
ortliıchen schulorganısatorıschen erhaltniısse einen nach Maßgabe der staatlıchen Vor-
schrıften geordneten Schulbetrie fur durchfuhrbar erscheıiınen aßt.“ A nach der
Veroffentlichung 1mM Reichsgesetzblatt, 'Teil 1L, Jg. 1933, 685 {.

35 De Scholis CI er HL Pars I 'Tiıtulus XL Can 1372 Can 1383
Acta Apostolicae 155 N Citta del Vatıcano 1930, UTE
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ten un! auch durchgesetzten „Entkonfessionalısiıerung“ des offentlichen
Lebens.37 Daß die polıtischen achthaber darauf abzlielten, dıe Bekennt-
nısschule abzuschaf{ffen un! durch dıe (chrıstlıche) Gemeinschaftsschule
9 geht unmıßverstandlich auch aus einem Ende September

1936 VO  } dem Amtlıchen Deutschen Nachrichtenburo verbreıiteten un
1ın den Zeiıtungen abgedruckten Artıkel hervor. In diesem heißt unter
anderem: „Staat un Parteı sehen jedenfalls inr OCNsSIieEeSsS Bestreben
darın, die heutige Eıinheit der atıon Urc dıie Eiınheıitsschule auch fuüur
die Zukunft gesichert sehen Die Bekenntnisschule g1ıbt ihnen aIiur
NUr edıngte Oder uberhaupt keine Gewißheit.‘‘38 In einem VO Martın
Bormann als Stabsleıter des Stellvertreters des Fuhrers unterzeichneten
Rundschreiben die Gauleıiter VO 1939 betreffend dıe Eınfuhrung
der Gemeinschaftsschule he1ißt ementsprechend: „Die Geme1lin-
schaftsschule ist die selbstverstandlıche Schulform des natıonalsozıalı-
stischen Staates 1M Gegensatz der auf konfessionellen Grundlagen
aufgebauten Bekenntnisschule Die Gemeinschaftsschule MU.
1M ganzen Reıch dıie alleinıge Schulform werden.“39 Allerdings schreckte
ıtlerach mehrmalıgem Schwanken schlıeßliıch doch davor zuruck, eın
bereıts 1937 fertiggestelltes Schulpflichtgesetz unterzeichnen, das die
reichseinheitliche Fınfuhrung der Gemeinschaftsschule vorsah.%“ Vıel-
mehr wurde dıe Schaffung der aus weltanschaulichen Grunden
gewunschten Gemeinschaftsschule weıterhın okalen un:! regıonalen
Inıtiatıven uüberlassen.

kınführung der Geme1inschaftsschule und Zuruüuckhaltung ım
Regıierungsbezırk rnsberg

Eınen ersten großangelegte Angriff auf dıe Bekenntnisschule hatte
das egıme bereıts Anfang 1934 1ın Munchen und urnber unternom-
INeECN, die Eltern ach der selnerzeıt ort bestehenden Kechtslage
jedes Jahr Begınn des Schuljahrs daruber entscheıden konpten‚

37 dıe Außerung des natıonalsozlalıstıschen Innenminiısters Dr T1IC. 19335
auf dem Gauparteitag des (Jaus Westfalen-Sud 1n Bochum „Wiır |Natıonalsozlalısten] treten

un! verlangen ıne vollıge Entkonfessionalisierung des offentliıchen Lebens“ zıt. ach
dem Abdruck ın der „Westfalıschen Landeszeitung ote Erde“ VO. 1935 Der Bericht
ber dıe ede tragt dıe Überschrift: DE T1IC| warn dıie Dunkelmaäanner Scharfe
ampfansage ‚schwarze, rOTLEe und andersfarbıge Wuhlmause  7“ Am selben Tag (8

wurde diese Außerung VO  - Dr T1C. uch 1mM „Volkischen eobachte: verbreıtet
Zu dem amp: des NS-Regimes dıe konfesslionelle Schule vgl allgemeın John

Conway Die natıonalsozilalistische KırchenpolitikT Ihre Jjele, Wıderspruche
un! Fehlschläge Munchen 1969, 196 —199, SOWI1e Kılers, © 835 —92, 104
Zaut. ach dem (auszugsweilisen) Abdruck ın dem KIrc  ıchen Amitsblatt fur dıe 10zese
Munster, 70 Jg NrT. 26, 146 hlerzu uch Wılhelm Damberg: Der Kampf um dıe Schulen
1n Westfalen8Maınz 1986, 156

39 ZUU ach der SChHNrTr!1 StA Munster, Reg. rnsberg 11 NrT. 3764
4() Bundesarchiıv Koblenz, 9495; vgl uch Eıilers, ()..; 91
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welche chular ıhre Kinder besuchen sollten. Mıt enormen)N-
distischen Aufwand SOWI1Ee un Eınsatz pseudoplebiszıtarer Methoden,
aber auch durch massıven, esonders wirtschaftlıchen Druck, wurde 1
Lauf VO TrTel Abstimmungen bıs stern 1937 1l1er dıie endgultıge
Beseıitigung der Bekenntnisschule erreicht.4!

In Westfalen ist dıe Abschaffung der Bekenntnisschule bzw dıe
Eiınfuhrung der Gemeinschaftsschule ıs 1936 eın eigentliıch akutes
ema fur dıe Staats- und Parteistellen W1e auch fur den SLB SgeWesSCH.
Allerdings hat 1mM Regierungsbezirk Arnsberg nfang 1936 außer 1ın
Hamm VO  m em 1 Ennepe-Ruhr-Kreıs verschledenen Orten lokale
Inıtliatıven ZUT Einfuhrung der Gemeinschaftsschule gegeben SO ist
einem Zeitungsbericht VON Anfang Februar 1936 entnehmen , daß 1n
der Kreisstadt Schwelm seinerzeıt lanungen 1 ange aIcecln,
Ostern 1936 fur dıe Lernanfanger dıe ort enann „deutsche
Volksschule“ einzufuüuhren.%2 In der Nachbarstadt VON agen, 1n Gevels-
berg, wurde ach Zeitungsmeldungen 1 Januar un Februar 1936 1ın
Elternversammlungen 1ın der Schulgemeinde Schnellmark fur die
Gemeinschaftsschule geworben, uhrend der ektor der Schule
beteılıgt WarTr Auf der ersten derartigen 1mM Januar abgehaltenen Eiltern-
versammlung daraufhın durch Unterschriftserklärung bereıts
20 Kinder fur die Gemeinschaftsschule angemeldet worden.4%3 Doch ist
1 westfalıschen KRKaum e  e der Frage der Gemeinschafts-
schule nırgends einen wirklıchen Schulkampf gekommen.“ Der
TUn fur diese schulpolitische Zurückhaltung War wohl, daß dıe
polıtıiıschen achthaber 1ın dieser TOV1INZ mıt einem großen und 1ın
estimmten landlıchen Regılonen, W1Ee 1mM Müunsterland, eın O-
lischen BevoOlkerungsanteıl Recht mıt starkem (katholischem
Wiıderstand dıe Abschaffung der konfessionellen Volksschule
rechneten.®* Als 1ın einıgen Teıilen des Regierungsbezirks Trnsber VON

41 Vgl Eukers, 828} Oa 5 -—87; Franz Sonnenberger: Der NeUue „Kulturkampf“. Die
Gemeinschaftsschule un! ihre historischen Voraussetzungen; 1n Martın Broszat/Elke
Froöhlic|  nton Grossmann (Hrsg.) Bayern 88l der NS-Zeıt, 111 Herrschaft un Gesell-
SC 1m Konfi{lıkt, 'Teıl unchen- 1981, 235—- 3927 1l1er 280—210.
Westfaliısche Landeszeıtung ote Erde 1936 Der Artıkel tragt die Überschrift: „Auf
dem Weg E deutschen Volksschule 92 Prozent der Schwelmer Erzieher fur die
Gemeinschaftsschule‘‘‘.
Westfalische Landeszeiıtung ‚ote Erde 25 1936
In diesem Gebiet, dem uch der Regierungsbezirk Trnsberg, gehort, wurde dıe
Eınfuhrung der Gemeinschaftsschule TSL weniıge Monate VOL Krıegsbeginn un! un

ganzlıchem Verzicht aufjegliche propagandistische Vorbereıtung auf reıin adminıistratıvem
Weg verwirklıicht vgl hlerzu dıe Schi  erung dieses organgs ın dem westfalıschen
Kerngebiet des Bistums Munsters VO. Wılhelm Damberg: Der amp: die Schulen 1ın
WestfalenSMaınz 1986 ler bes 215-—23l1, 256
Auf evangelıscher Seite ist INa allgemeın weniıger entschieden fur dıe ekenntnisschule
eingetreten, da dıe evangelısche Kırche cd1e Konfessionsschule nıcht als derart unverzichtbar
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Leıitern un Lehrern VO  ; Volkschulen Ende 19  nfang 1936 dıe oben
erwäahnten Werbekampagnen ZUI Einriıchtung VOTN Gemeinschaftsschu-
len In ang gesetzt wurden,46 schriıtt annn auch der damalıge (natıonal-
sozlalıstısche) Regierungsprasıdent I3r Runte energisch dagegen eın
Auf eiıner Schulratekonferenz des Regierungsbezirks 1936
tellte unmıßverstandlich klar, daß Gemeinschaftsschulen aufgrun
fehlender mınısterieller Bestimmungen Z eıt nıcht eingerıichtet WEeTl -

den konnten un!' dıie Eltern VO  } derartıgen wecklosen ntragen
abzuhalten selen uch auf elıner Urz darauf stattgefundenen espre-
chung mıiıt den Landraten un! Oberburgermeistern des Reglerungsbe-
ziırks legte den Standpunkt der Reglıerung hinsichtlich der Gemein-
schaftsschule lar Da Jedoch auf dieser Besprechung feststellen
mußte, daß die ablehnende Haltung der Reglerung gegenuber den
Bestrebungen SR Einfuhrung der Gemeinschaftsschule och N1IC 1n
ausreichendem Maß bekannt WAar, veranlaßte der Reglerungsprasıdent
wel Wochen spater außerdem, da dıe zustandıgen Verwaltungsstellen,
insbeso  ere alle Schulleiter, entsprechend unterrichtet wurden.4’ Die-

ansah w1ıe die katholische DiIie Forderung ach Beibehaltung der ekenntnisschule Wäal 1n
der evangelischen Kırche seinerzeıt weıitgehen! auf dıe Bekennende Kiırche beschrankt,
waäahrend die „Deutschen Christen“ der Einfuhrung der Gemeinschaftsschule DOsS1t1V
egenuberstanden dıe Stellungnahme der Vorlaufigen Leıitung der Fk,vangeliıschen
Kıirche der Vereinigung zwıschen „Reichskirchenausschuß der kvangelischen Kırche"“
un: „Reichsbewegung eutsche Christen“ VO. Sommer 1936 vero({ft. 1n dem „Gesetzblatt
der Deutschen Evangelischen Kirche“, hrsg. der Deutschen kvangelıschen ırchenkanz-
le1 Berlin 1936, 117 ler zıt. ach dem Abdruck 1n KIrCc  ıches ahrbuc. fur dıe
Evangelische Kirche ın Deutschland—50 —71 Jg. Aufl Gutersloh 1976, 144{.,
1ler 145; vgl Nıerzu uch kılers, , 88{1.

uch den Bericht 24 1936 des Reglerungspraäasidenten 1n rnsberg den Oberpra-
sidenten der Provınz Westfalen Konzept: StAÄA Munster, Reg. rnsberg 11 NrT. 3764

4  D Anweisung a 29 1936 (Konzept) un! Bericht 24 1936 des Reglerungsprasıdenten 1n
TNSDEer: den Oberpraäasidenten der Provınz Westfalen (Konzept) SOWI1e der Bericht
2 1936 des Kreıisschulrats der Schulaufsichtsbezirke nnepe-KRuhr 11 alle StA
Munster, Reg. TNSDEer, 1U1H Nr. 3764 Kın damals gestellter formlıcher Antrag des
Oberburgermeisters der Hamm auf Eıiınrıchtung eiıner Gemeiminschaftsschule wurde
er VO.  - dem Keglerungsprasıdenten ach Rucksprache mıiıt dem Gauleıiter-Stellvertreter
des (Jaus Westfalen-Sud SOWI1eEe dem Minister fur Wiıssenschaftt, Erzıiehung un! Volksbildung
abgelehnt It Angabe 1n dem Bericht 24 1936 des Keglerungsprasıdenten 1n rnsberg

den Oberprasidenten der Provınz Westfalen Konzept: StA Munster, Reg. TNSDer: I1
Nr 3764 Eibenso 1e ß der Miniıster fur Wiıssenschaft, Erziehung un! Volksbildung damals den
Burgermeister der Gevelsberg 1m nnepe-Ruhr-Kreis auf dessen dırekt das
Mınısterium geriıchtete Anfrage der Zulassıgkeir der Kınrıchtung VO: „deutschen
Gemeinschaftsschulen“ miıtteılen, daß die Finriıchtung VO.  - Gemeilnschaftsschulen seltens
einzelner Schulbezirke DZWw. Schultrager nıcht erwunscht sel, „da dıe grundsatzlıche
Entscheidung ber den konfessionellen harakter der Volksschule einer Teichsrechtlichen
egelung vorbehalten werden mu“ z1ıt. ach der (auszugsweılisen) Wiıedergabe 1n einer
Anweisung des Reglerungspraäasidenten 1n rnsberg 1936 StA Munster, Keg. TNSDer.
11 NrT. 3764 Daraufhıin wurde VO. Keglerungsprasıdenten uch der iInzwıschen eingegan-
gene Antrag auf Errichtung eiıner Gemeiminschaftsschule 1n Herringen 1m KrTrels Unna
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aßnahmen des Reglerungsprasıdenten sicherlich zumındest
mitveranlaßt worden durch das Schreıiben, das der Erzbischof VO  -

Paderborn 1936 den Regilerungsprasıdenten gesandt hatte
und 1ın dem diesen ersuchte, dıe 1ın einıgen Orten des Regie-
rungsbeziırks aufgetretene un:! unfier anderem VO Vertretern der
Lehrerschaft betriebene Propaganda fur dıe gesetzwıdrıge Eınfuh-
rung der Gemeinschaftsschule einzuschreıten.48 uberdem heß der
Erzbischof seinerzeıt ın einen „Hirtenbrief ZU Kampf die
Bekenntnisschule“ untfier anderem och einmal bekanntmachen, daß
„der ırche das Recht aufdıe konfessionelle Erzıehung der Kinder 1ın der
Schule zu(steht)“ und die katholischen Erziehungsberechtigten WI1e€e auch
dıe ehrerinnen un! Lehrer auffordern, „dasecNseIrIrer katholischen
ırche  06 auf die Konfessionsschulen heılıg halten und „standhaf un
„treu  66 bleiben.®%® Tatsachlich S1INd UrcCc das Vorgehen des Reglerungs-
prasıdenten die damals aufgetretenen (Werbe-)Aktıionen fuüur die Eınfuh-
rung der Gemeinschaftsschule auf Okaler Ebene 1M Regilerungsbezirk
Arnsbergeworden. Zumindest findet sıch ın den Quellen eın
Hınwels auf deren Fortfuhrung. TSst als das egıme seine Macht
innenpolıtisch endgultıg gefestigt un sıch auch außenpolitisch stabılı-
sıert hatte, glaubte dıe polıtische Fuührung, 1ese schulpolitische Ma NßB-
nahnme auch 1 westfalıiıschen Raum urchsetzen konnen Das sollte
offenbar unbedın noch VOILI der sıch bereıts seıt 1933 abzeichnenden
kriıegerischen Verwicklung geschehen, wohl weıl INa  ; meınte, daß 1
Krıeg eiınNne derartiıge und zumındest potentiell konflıkttrachtige ktion
der „Heiımatfront"“ NıC zugemute werden konnte

abschläagıg beschieden It. Bericht 24 1936 des Regilerungspraäasıdenten 1ın rnsberg
den Oberprasıdenten der Provınz Westfalen Konzept StAÄA Munster, Keg. TNSDer. 11
NT 3764

48 StA Munster, Reg. rnsberg 11LH NT 3'764 Knapp einen Monat spater schıckfie der
Eirzbischof och eın elegramm den Fuhrer un Reichskanzler Hıtler, 1n dem
seine Besorgn1s bDer die „lebhafte Agıtatıon zugunsten der Eiınfuhrung der Gemeinschafts-
schule“ ZU. USdTUC. brachte un! Hıtler bat, „das Notwendige ZUI Eıinstellung dieser
konkordatwıdrıgen ‚atıon veranlassen wollen‘“ elegramm DD 1936, zıt. ach der
SCNT! StA Munster, Reg. TNSDEer. 11 NT 3(64
Pat nach dem Abdruck 1n dem Kırc  ıchen Amitsblatt fur dıe Erzdiozese aderborn, Jg

uC. (27 SA
das bereıts erwahnte Rundschreiben 13 1939 des Stellvertreters des Fuüuhrers

SOWI1eEe das Schreıiben 1939 der Gauleiıtung des (Jaus Westfalen-Sud den Keglerungs-
prasıdenten 1n Trnsberg, 1n dem e1ißt, daß ‚seıtens des Stellvertreters des Fuhrers

den Gauleıtern ufgegeben worden (1st), zwecks chaffung eiINnes weltanschaulich
einwandfreıen Erzıehungswesens dıe Keste der konfessionellen Schuleinrichtungen UTrC.
Maßnahmen, die selıtens der staatlıchen eNnorden treffen sınd, sobald als moglıch
beselitigen“. Danach WaTltl gewunscht, da l IS Einde des Jahres 1n den einzelnen Gaugebieten
keine konfessionellen un: uch keine Ordens- und Klosterschulen mehr estehen ollten
StAÄ Munster, KReg. rnsberg 11 NrT. 3(64

Damberg, O: 230
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ormal legaler Weg
Bereıts 1mM Frühjahr 1937 WarTr den Stadt- un! Gemeindeverwaltungen

1ın Preußen der hilierfur einzuschlagende formal-legale Weg VO  ; dem
Reichsministerium fur Wissenschaft, Erziehung un! Volksbildun auf-
gewlesen worden. Das Ministerium 1e 3 namlıch erkennen, daß 1n
Zukunft jeden ntrag auf Umwandlung VON Bekenntnis- In Geme1in-
schaftsschulen genehmigen wurde, der sıch auf Art 36 DsS. 4 des
preußıischen Volksschulunterhaltungsgesetzes VON 1906 stutzte. Dabe!l
wurden VON dem Mınısterium jetz als „besondere Grunde“ fuüur eiıne
derartıge mwandlung bereıts eiıne wesentliche Kostenersparnıs ANel-

kannt. och Anfang 1936 hatte der eutsche Gemeindetag allerdings
die bısherige Rechtsauffassung des Preußischen Oberverwaltungsge-
richts geteilt, daß die Moglıichkeıit der Errichtung VON° Sımultan-
schulen schulrechtlich aufgrun: des Art 36 Abs des Volksschulunter-
haltungsgesetzes VO  ; 1906 „nach dem geltenden Rechtszustande“ 11UI 1
all der Neueinrichtung eiıner Volksschule, nıcht dagegen auch Ir den
all der Umwandlung schon bestehender Schulen 1n parıtatısche Anstal-
ten gegeben SEe1.°83 Gut eın Jahr spater ahm dieses Gremıium offenkundıg
infolge entsprechender Informatıiıonen aus dem Reichserzıiehungsmin1-
ster1um** aber einen gegensatzlıchen Standpunkt eın In einem Schre1li-
ben VO 1937 den Oberburgermeister VO  - O1lp (Pommern)
erklartie der Geschaftsfuhrende Prasıdent des Deutschen Gemeindetags,
daß ach der nunmehriıigen Meınung des eutschen Gemeindetags die
bısheriıge Auslegung des Art 36 Abs des Volksschulunterhaltungsge-
SEetizZes VO  —_ 1906 Uurc das Preußische Oberverwaltungsgerichts „unte
den eute maßgebenden Gesichtspunkten“ nıcht langer aufrechterhal-
ten werden konne.> Allerdings War dem Deutschen Gemeindetag ın
einem Telephongesprach VO  ; dem Reichserziehungsministeriıum aber
auch geraten worden, „miıt Rucksicht auf dıe efahr eıner unerwunsch-
ten Gegenwirkung“ bel der mwandlung VO  } Bekenntnis- ın Gemelin-

\ Kr Antwortschreiben 14 1937 des Greschaftsfuhrenden Prasıdenten des Deutschen
(Gemeılindetags aufelıne entsprechende Anfrage des Oberburgermeisters ın Oo1p ommern)
Konzept Bundesarchiv Koblenz, 6/2127, 155 — 157. Wıe AaUus einem Vermerk auf diıesem

Schreiben hervorgeht, WäaTr Zzwel Tage 1n cdieser aC| miıt einem leıtenden Beamten 1mM
Reıichs- un! Preußischen Mıiıiniısterıium fur Wiıssenschaft, Erziehung und Volksbildung eın
Telephongesprach geführt worden.
Schreiben des Deutschen (G(Gemeindetags 20 1936 den Burgermeister VO:! Bıtterfeld
Konzept Bundesarchıv Koblenz, 6/2127,

den ktenvermerk auf dem Schreiben des Deutschen Gemeıindetags 14 1937 den
Oberburgermeister 1n Olp ommern) ber eın zwel Tage mıit einem berregle-
rungsTa 1M Reichserziehungsministerıum gefuhrtes Telephongesprach Bundesarchiv
Koblenz, 6/2127, 155
Konzept: Bundesarchiv Koblenz, 6/2127, 155 —157 ler 150
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schaftsschulen vorsichtig verfahren.% Von dieser jetzt bestehenden
faktıschen rechtlichen Moglıchkeıit der Umwandlung VOMN Bekenntni1s-
schulen ıIn emeınschaftsschulen gab der Deutsche Gemeindetag seinen
Mitgliedern 1ın diesbezuglichen chreiben enntnıs.>” Allerdings wurden
dıe Gemeinden, dıe einen solchen Schritt erwogen, auch auf dıe Gefahr
hingewlesen, daß „dıe Gegenseıte, gestutzt auf die gesetzlichen Verfah-
rensbestımmungen des Abs VU SE Volksschulunterhaltungsge-
setz], ihrerseıts un der Elternschaft einNne Agıtatıon die emeın-
schaftsschule entfaltet‘‘. er sollten dıe Gemeinden erwagen, ob
sıch wirklıch empfehle, sogleıch samtlıche einem Ort vorhandenen
Bekenntnisschulen, katholische W1€e evangelısche, 1n emeınschafts-
schulen umzuwandeln, Oder ob mMa  } „sıch furs erstie mıt der Umwand-
lung VO eiıner oder einıgen Bekenntnisschulen begnugen un den
anderen bestehenden Volksschulen ihren Bekenntnischarakter eiınst-
weılen belassenOuch och das bereıts angeführte Rundschreiben
des Stellvertreters des Fuhrers VO 13 1939 samtlıche Gauleiter, 1n
dem auf dıe Einfuhrung der Gemeinschaftsschule gedrangt wurde, rıet

eiıner taktısch vorsichtigen Durchfuhrung dieser Maßnahme, dıe
unter Berücksichtigung der jeweılıgen ortlıchen Verhaltnisse un:! untie
moglıchster Vermeıdung „unnotige(r) charfen  6 erfolgen sollte.>

Durchführung ın agen Ostern 1939
Doch 1M Regierungsbezirk Trnsber. glaubte INa  ® auf derartige taktı-

sche Erwagungen verzichten konnen Sehr wahrscheimninlich aufgrund
hoherer Weısung der Regilerungsprasıdent INn Arnsberg 1n einer
Rundverfugung VO 1933 namlıch die Landrate un berburger-
me1lister des Regilerungsbezirks angewlesen, der Zusammenle-
gung samtlıcher och vorhandener Konfessionsschulen Gemelin-

ktenvermerk ber eın Telephongesprach D 1937 mıiıt dem Minıiısterlaldiırıgenten DrT.
Tan. 1m Reichserziehungsministerıum Bundesarchıv Koblenz, 36/2127, 161

57 das bereıts erwaäahnte Schreiben 1937 den Oberburgermeister 1ın ‚Olp
ommern) SOWI1e das Schreiben DD 1937 die Provınzlaldıenststelle Kurmark

5
Konzepte: Bundesarchıv Koblenz, 6/2127, 155 —165
Schreiben D 1937 des Geschaftsfuhrenden Prasıdenten des Deutschen (gememndetags

dıe Provınzlaldienststelle Kurmark Konzept Bundesarchiv Koblenz, 6/2127,
161 165 ler 163 Dieses erfahren der sukzessiıiven mwandlun; der vorhandenen

Konfessionsschulen ist ann 1n eiıner ganzen ‚el. VO: Stadten un! Gemeinden seinerzeıt
tatsac.  ıch praktiziert worden, uch 1n der Dortmund, 1n Tel Etappen,
beginnend mıiıt eiıner kleinen Zahl VO: konfessionellen Volksschulen, VO:! Ostern 1938 DIS
Ostern 1939 SC  1e.  ıch samtlıche Bekenntnisschulen ufgehoben wurden hlıerzu
Gerhard aC) Das Dortmunder chulwesen 1mM Uun! 20 ahrhundert (Geschichte
Dortmunds 1M un! 20 Jahrhundert) OTtIMUN! 1991, 253-—268

59 Abschriuft: StAÄA Munster, Reg. rnsberg 11 NrT. 3764
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schaftsschulen dıe notwendıgen Maßnahmen einzuleıten.6® In einem
chreiben VO 1939 den Reglıerungsprasıdenten ın TnNnsber.
erklarte der Reichsminister fur Wiıssenschaft, Erzıehung und olksbıl-
dung SsummMaAarısch fuüur alle e:; 1n denen 1 Zusammenhang mıiıt der
Zusammenlegung VO  ; Konfessionsschulen Gemeılinschaftsschulen
bisher selbstandıge Schulsystem aufgelost wurden, hlerzu (nachtra.  ıch
se1line gemaß 65 Abs VU erforderliche miıiniısterielle Genehmigung.®!
Von dem Keglerungsprasıdenten erhıelten dıe zustandıgen Stellen
vorgefertigte Beschlußentwuüurfe fur dıie usammenlegung VO  ; onfes-
s1ionsschulen zugeleıtet, dıe VO  — den Amts- un! Oberburgermeıistern NUu
och ausgefuüullt werden brauchten.® In diesem usammenhang ist
auch dıie ufhebung der ekenntniısschulen HÜTC usammenlegung
Gemeinschaftsschulen 1ın der Hagen rfolgt Sozusagen qls eiINe
Vorstufe hlerzu WarTr aufgrund eiINes Erlasses VO 1934 des Reichs-
miniıisters fur Wiıssenschaft, krzıiehung un!' Volksbildung ZU 1934
diıe bısher ach Konfessionen getrennte Schulaufsich aufgehobe un
mıt Verfugung VO 1934 eine NECUEC regıonale Aufteilung der
Schulaufsichtskreise 1M kKegl]erungsbezırk TrnNnsber. ngeord-
net worden In agen wurden daraufhın aus den bısherıgen beıden
konfessionell getrennten Schulaufsichtsbezirken agen (umfassend
alle evangelıschen Volksschulen des Stadtkreises agen) un Hagen 11
(umfassend alle katholiıschen Volksschulen des tadtkreises agen und
eiınes Teıls des Ennepe-KRuhr-Kreıises) wel CcUue Schulaufsichtsbezirke

Diese der Schulaufsichtskreis Hagen, der alle Schulen
ohne Unterschied der Konfession der Hagen umfaßte, mıiıt usnah-

der Schulen ın orhalle, oele, Boelerheide, FYley, Kckesey un
Knapp, SOWI1E der Schulaufsichtskreis Wıtten-Hagen, dem samtlıche
Schulen, ebenfalls ohne Rucksicht auf dıe Konfesslion, des Stadtkreises
Wıtten un des nordlıchen 'Teıls der Stadt agen, ın orhalle, oele,
Boelerheıde, Fley, Eckesey un! nNnapp, unterstanden.® Die ufhebung

60 Angabe ach eıner Anweisung des Keglerunsprasıdenten 15 A 1938 StA Munster, Reg.
rnsberg NT. 2311 UTrC einen Schnellbrief v 1939 ordnete der Oberpraäasident der
Provınz Westfalen die „alsbaldıge urchfuhrung“ der Maßnahmen ZU. Erriıchtung VO

GemeiLinschaftsschulen auigTun' 36 Abs des preußıischen Volksschulunterhaltungsgeset-
Ze5S5 VO: 1906 .  $ 1es och nıcht geschehen sel zıt. nach dem Xemplar 1M StA Munster,
Reg. rnsberg 11 NrT. 2311
StAÄ Munster, Reg. Trnsberg 11 NrT. 3764 Diese enehmigung erteılte der Minister 1n einem
Schreiben 19 1940 den Reglerungsprasidenten 1n rnsberg vorab uch fur alle
derartigen zukunftigen Maßnahmen StA Munster, Reg. rnsberg I1 Nr 3764

62 StAÄ Munster, Keg. rnsberg 11 Nr 3764 mıiıt einem derartigen Formular.
mitliıches Schulblatt fur den Reglerungsbezirk Trnsberg, 44 JS 1934, 499
Jahresbericht (Verwaltungsbericht) fur das Volksschulwesen 1ın agen fur das Jahr 1934
StadtA agen, kte 2544:; mtlıches Schulblatt fur den Reglerungsbezirk rnsberg, 44
1934, 501-—-504
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der Bekenntnisschulen rfolgte ann ın agen Ostern 1939, un! ZWaTr

ohne Jegliche propagandiıstische Vorbereitung un!: als reiner erwal-
tungsakt. In eıner 1er ochen VOI der Verwirklıchung der organısato-
rıschen Umgestaltung des esamten stadtischen Volksschulwesens

1939, einem Montag, 1 Anzeıgenteıl der „Hagener Zeitung“ erschle-
en un!' gerade Ze1ılen umfassenden Bekanntmachung wurde der
Hagener Bevolkerung Urc den Oberburgermeıister mitgeteıilt, daß
„zwecks Herbeifuhrung einer besseren Beschulung der ınder der
Volksschulen“ SOWI1E „mıiıt Rucksicht auf dıiıe sich hleraus ergebenden
Ersparnisse“, jedoch untie Beıbehaltung des Relıgionsunterrichts, die
konfessionellen Volkschulen der agen ZU 1939 christlı-
chen Gemeinschaftsschulen zusammengelegt wurden. Die Schulbeirate
selen gehort worden.® uberdem hieß 1n der ekanntmachun
weıter, daß innerhalb einer Frist VO  - 1er ochen, VO Tag der
Bekanntmachung gerechnet, be1 dem Oberburgermeister der
agen Einspruch diesen Beschluß eingele werden konne. Im
nachsten und eizten atz WITdJedoch festgestellt, daß der Beschluß des
Gemeıinndeleljters® VO  - dem Regierungsprasıident 1n rnsberg gemäß
Abs ALg bereıts genehmigt worden se167 ınen aktıven Wiıderstand
seltens der Betroffenen die urchfuüuhrung dieser schulpolıtischen
Maßnahme scheınt 1er ach dem Aktenbefund nıcht gegeben
en

Mutıge Ekıinspruchaktıon
Allerdings konnte dıe Beseıtigung der ekenntniısschule auch nNn1ıC.

ohne einen quantıitatıv beeindruckenden Protest der Burger verwirk-
Lliıcht werden Von dem ıhnen gesetzlich zustehenden echt, diesen
eschiu. innerhal VO  - 1er ochen Eınspruch be1 dem berburger-
elıster erheben, en rd 8.000 Burger der damals eLwa: mehr als
151.000 Eınwohner CL 1939 151.43831) zahlenden agen eDTauUC
gemacht.® 1ese Aktion WarTr VO  - den katholischen un! evangelıschen

65 Protokaoll der Sitzung der Beirate fur dıe Volksschulen 1939 SCNT1: StAÄA Munster,
Reg. TNSDer. 11 NT 1140 Allerdings wurden selitens einzelner Miıtgliıeder des Schulbeirats
Eınwande das orhaben Thoben Diese etiraien jedoch nıcht die atsache der
usammenlegung der Volksschulen, sondern 1Ur Eınzelheıiıten ihrer DTa.  ıschen urchiun-
rung. Entscheidungsbefugnisse esa. dieses Tem1ıum seinerzeıt ber SOW1eS0O nıcht.

66  66 Die Entschließung des Oberburgermeisters der agen, betreffend diıe Zusammenle-
gung der konfessionellen Volksschulen 1m Schulverband agen, datiert 1939
sSsCNHNrT1: StAÄ Munster, Reg. TNSDber: NT. 1140

67 DIie enehmigung des Beschlusses UTrC. den KReglerungsprasıdenten 1n rnsberg datiert
1939 StA Munster, Reg. rnsberg 11 NrT. 1140

Fristgerecht gingen be1l dem berburgermeiıister der agen insgesamt 7.739 Einspru-
che eın, un! ‚.Wal 6131 VO. katholischer un 1.028 VO.  - evangelischer eıte. elıtere 198
Einspruche wurden verspatet, VeriITU. (vOor der Bekanntmachung des Beschlusses
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Kirchengemeinden ın Hagen organısıert worden. Bereıts fur den folgen-
den Tag (Dıenstag, ach der offentlichen Bekanntmachung der
geplanten Zuammenlegung der konfessionellen Volksschulen ın agen
ıIn der Presse rief der katholische Stadtdechan Franz Ostermann
samtlıche katholischen Geılistliıchen eiıner Konferenz Z.U! Auf
dieser wurde beschlossen, nachsten Sonntag, dem 1939, ın allen
katholischen Kırchen VO  - Groß-Hagen eiINe Kanzelverkundıgung verle-
SC  ; lassen un! gleichzeıtıg den Kirchentuüren Eiınspruchformulare
miıt Briefumschlaäagen verteıulen.® DiIies ist ann auch geschehen. In der
Kanzelverkündigung wurden die laubıgen zunachst auf dıie rechtliche
Moglıc  61 hingewlesen, innerhal der Vier-Wochen-Frist Eiınspruch

die geplante chulmaßnahme be1l dem Oberburgermeister der
Hagen erheben. Weiter el. dann, daß dıe katholıiıschen

Eltern „das VO  - Gott ihnen gegebene ec un:! die Pflıcht haben),
fordern, daß die Schule ihre ınder 1m christkatholischen Geiste des
Eilternhauses erzieht‘. Diese Recht auf „katholısche Schulerziehung“ sSe1
1ın Preußen UrCcC das Volksschulunterhaltungsgesetz VO 1906
und außerdem UTrCc das Reıichskonkordat VO 1933 gesetzlich
anerkann un! garantıiert. Zum Schluß WITd erklart, daß Jeder, der
Z TE alt sel, A edıg oder verheiratet, ob Mann Ooder Frau, Arbeıter,
Kaufmann, Beamter Oder e1INeEeSs Standes‘“, das gesetzliche Recht
zEinspruch abe un diesem Zweck vorgedruckte Eınspruchsfor-
mulare ne mschlagen 1ın der Kırche Eıngang angeboten wurden.
Diese Eınspruchzettel selen mıit atum und Unterschrift ne Woh-
nungsanschrift versehen un!' entiweder diırekt 1ın den Briıefkasten der
Stadtverwaltung einzuwerfen Oder frankıert DeI ost abzusenden, S1e
konnten aber auch 1mM Pfarramt ZUTr: Weıiterleitung den berburger-
me1lster abgegeben werden.”’9 In dem Einspruchformular, das als eraus-
geber den Gesamtverband der katholischen Kırchengemeinden der

agen wIird der Einspruch (formgerecht) AT Bestreiten
des Vorhandenseıiıns VO  - „hınreichenden esonderen Grunden  .6 fur die
geplante schulorganısatorıische Maßnahme erhoben un:u Hınwels
aufden Artıkel des Reichskonkordats VO. 1933 die Beıiıbehaltung
der konfess1ionellen Volksschulen gefordert.”! ıne ahnlıche Eınspruchs-

eingereicht Angaben It. Schreiben des Oberburgermeisters den Reglerunsprasıdenten
1n rnsberg 1939, IV 1939 un B, 1939 alle StA Munster, Reg. rnsberg 1140,
SOWI1IE den VO.  . der Stadtverwaltung zusammengestellten Namenslısten: StadtA agen, kte
2015
Schreiben 13 1939 des Stadtdechanten Ostermann das Eirzbischoifliche General-
Vıkarlat 1n aderborn Erzbıschofliches Archiv aderborn, 30 (Schulwesen
Wıedergabe It. dem Xemplar mıit dem Text der Kanzelverkundiıgung 12 1939 1M
Erzbischoflichen Archiv aderborn, 30 (Schulwesen
Angaben It. dem xemplar des Eınspruchformulars 1mM Erzbischöflichen Archiv aderborn,

3() (Schulwesen
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aktıon wurde auch 1ın den evangeliıschen Kırchengemeinden ın TOßB-
agen durchgefuhrt.’2 Beeindruckend ist el VOLI allem dıie Zaivılcou-
rage der 166 Reichs-, Staats- un:! Kommunalbeamten darunter auch TEL
Lehrerinnen, VOIN denen eine Jedoch SCAHNON penslionlert War) un eines
Hilfsschullehrers,”? dıie ihrer direkten wirtschaftlichen Abhängıig-
eıt VO den polıtıschen un! staatlıchen Machthabern ihren 1der-
spruch dıe erklarte (Schul-)Polıitik des egımes ZU USCATUC
Tachten un anktionen gewartıgen mußten. Diese anktionen SINd
ann auch pPprompt erfolgt Durch einen Runderlaß VO 1939 des
Oberprasıdenten der Provınz Westfalen dıe Reglerungsprasıdenten
der Provınz WwWUurde angeordnet, daß dıe betreffenden Beamten zumındes
fur einıge eıt VO Beforderungen un! Auszeichnungen auszuschließen
und hinsıchtlich ihrer polıtischen Haltung eobachten selen,
besonderen Fallen selen eren Namen der zustandıgen Gestapo-Stelle
mMıtzutieıluen In den FYallen, be1l denen sich eamte andelte, deren
polıtische Zuverlassıiıgkeıit durch vorangegangene ndlungen bzw
Unterlassungen ın Zweifel gezogen werden mußte, Oder dıiıe sıch 1ın
„uNnangeMesSSeCcNeTr un! esonders demonstrativer orm  6 der „Protest-
aktıon  06 dıe Eınfuhrung der Gemeinschaftsschulen beteıilıgt
hatten, ollten auch weıtergehende strafrechtliche bzw dıszıplınarısche
Maßnahmen ergrıffen werden. In jedem all ach der Empfeh-
lung des Oberprasıdenten die betreffenden Beamten daruber 1n Kenntnis

setzen, daß ihre Beteılıgung dieser VM kıiırchlicher Seıite e-
henden un sıch dıie urchfuüuhrung SOT£S5am erwogener staatlıcher
Maßnahme riıchtenden Protestaktion“‘ bekannt geworden sSe1 un! ent-
sprechend verwarnen Von der Stadtverwaltung wurden daraufhın
AUus den ort zusammengestellten Namenslısten samtlıcher Personen,
dıe die ufhebung der Konfessionsschulen kınspruch Thoben
hatten, die Namen der Beamten ermıtte  75 un!' welche anktionen 1n
Hagen die der Eınspruchaktion beteiligten Beamten ergrıffen

{2 dıe VO: dem Gesamtverband der Evangelischen Kırchengemeinden 1n agen herausge-
gebenen Eiınspruchzettel Xemplar 1M StadtA agen, kte 2014 SOWI1e Schreiben V. 22
1939 des Oberbürgermeisters der agen den Reglerungspräsidenten 1n rnsberg
StA Munster, Reg. TNSDEer: 11 1140
Be1 der ubergroßen enrne: andelte sıch ber Keichsbeamte, VOT em bel der ahn
un! Post, funf DZW. sechs Staatsbeamte (darunter, W1e bereıts Dben erwaähnt, ZWe]l
DZW. TEl Lehrerinnen un!| eın Hılfsschullehrer), lJer stadtische Beamte. „Kıinıge
en1g! [Unterstreichung orıgınal] Beamte“, gen, wıe der Oberbürgermeister 30
1939 dem KReglerungsprasidenten 1n Trnsberg berichtete, „nach erfolgter Durchsicht der
Listen UTrC diıe Vertrauensmanner der ‚eehorden“ ihren Fiınspruch wıeder zuruck StadtA
agen, kte 2014

{4 SCHNrT1: StA Muüunster, Reg. rnsberg 11 NrT. 3764
75 StadtA agen, kte 2015
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worden Sind, heß sıch nıcht mehr feststellen .76enden Eiınzeleinspru-
chen ale aber gesonderte Eiınspruche och VOIN der Evangelıisch-
Reformilerten Gemeinde 1n Hagen“” un! der Evangelischen Kiırchenge-
meılnde 1ın agen-Boele”8 erhoben worden Allerdings scheıinen sıch die
Leitungen dieser beıden Kırchengemeinden abgesprochen en, WI1e
AdQUus den inhaltlıch un! stellenweilise o  a wortlichen Übereinstimmun-
gen ihrer Einspruche schließen ıst, WenNnn auch die Ausfuhrungen der
Evangelıschen Kırchengemeinde ın agen-Boele erheblich umfangrel-
cher und detaıiılherter sınd Das Presbyteriıum der kKvangelısch-Refor-
Jlerten Gemeinde 1ın agen begrundete seınen Eınspruch ebenfalls mıiıt
dem Hınwels auf dıe Bestimmungen des preußiıschen Volksschulunter-
haltungsgesetzes VO 1906, wonach die konfessionelle Volksschule
99 abgesehen VONNn besonderen Yallen, WwW1e sS1e 1ler nıcht vorliegen 6 dıe
Regelschule sSel uberdem mußte be1l eiıner einschneıdenden schulıi-
schen Maßnahme das Elternrecht beachtet un! sollte diese er nıcht
ohne eine vorherıge Befragung der Eiltern durchgefüuhrt werden. uch
durften be1ı einer derart grundlegenden aC. „etwailige materielle
Vorteile  6 nıcht „entscheıdend“ 1Ns Gewicht fallen. Ebenso argumentierte
die Evangelische Kırchengemeinde ın agen-Boele den eschlulb,
die Konfessionsschulen ın der Hagen aufzuheben, unter erufung
auf dıie schulgesetzlichen Bestimmungen SOWI1eEe damıt, daß ‚WIT Tund-
satzlıch dıe evangelısche Erzıiehung UNseIe Kinder 1n der Schule for-
dern‘‘ Diese beıden Grunden werden ann ın dem fast 1er maschıinen-
schriftlich beschriebene DIN-A4-Seiten umfassenden chreiben och
weıter erlautert

och dıie Verwirklichung dieser VO  . der obersten polıtiıschen Fuh-
rung geforderten schulpolıtischen Maßnahme 1n der Hagen WI1e
auch 1M ganzen Reglıerungsbezıiır rnsberg vermochten weder die
ebenso mutige w1e massıve Einspruchaktion der Hagener Burger”® och

76 ach einem Bericht VO 12 1939 des Keglerungsprasıdenten 1n rnsberg den
Oberpräsidenten der Provınz Westfalen 1ın unster WäarTr der Tla des Oberprasidenten VO
24 1939 UTC.| Verfugung VO') 1939 den Landraten und Oberburgermeistern des
Reglerungsbezirks rnsberg A Kenntniıs eDbTaC) worden. Wiıe aus dem Bericht weıter
hervorgeht, wurden zumındest die Lieehrer, dıiıe sıch der Eiınspruchaktion etenl]; hatten,
gema. dem enannten IS des Oberprasıdenten verwarn un! ıhre Namen dem Gauamt
fur Eirzieher miıtgeteilt. uberdem selıtens der Beziırksreglerung VO. ıner „gTOßeren
Anza dıeser ‚ehrkrafte VO: der Gauleitung der polıtısche Gutachten eingeholt
un! diıese den Personalakten ge.  n worden Konzept: StA Munster, Reg. rnsberg

NT 3764 Weıtergehende Maßnahmen cdiıese ‚ehrkrafte scheint 1m eglerungs-
bezirk TNSDer, ber nıcht gegeben en

7

78
StAÄA Munster, KReg. rnsberg I1 NT. 1140 (16
StA Munster, Reg. rnsberg I1 NT. 1140 (21
ach einem SChHhreıiben VO: 26 1940 des Keıichsministers fur Wiıssenschaft, kErzıehung und
Volksbildung den Reglerungspräsidenten 1ın rnsberg bestanden seltens des Minister1-
U: keine edenken, daß alle Einspruche diıe Kınfuhrung der Gemeinschaftsschule,
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der Einspruch des Erzbischofs VON Paderborn verhindern Der
Erzbischof hatte SE1NEeIMN 1939 erst ach Ablauf der
vierwochiıgen Einspruchsfrist (2 den Oberburgermeıister der

agen gesandten chreiben 99 UÜbereinstimmung miı1t dem Wıllen
des größten 'Teıls der katholischen Bevolkerung“ der agen
Verwahrung die Durchfuhrung des Beschlusses betreffend dıie
Einfuhrung der Gemeinschaftsschule der ZU 1939 eingelegt
und diese damıt egrunde daß ber dıie den escChHliu. erfolgten
ordnungsgemaäaßen Einspruche och nıcht entschıeden und er der
esSsCNHIu. VO 1939 och nıcht rechtsgultig SC1 Von dem Erzbischof
War bereıts 1939 den Regierungsprasıdenten
Arnsberg gesandten generellen Einspruch dıe Eınfuhrung der
Gemeinschaftsschule SCAHNON nachdrucklich auf die solchen MaXfsi-
nahme entgegenstehenden „gesetzlichen Bestimmungen hingewl1lesen
worden öl Wiıe der Regierungsprasıdent 1939 dem Eirzbischof
Paderborn aber auf Eiıngabe mıiıtteilte, hatten die bısher VO ıhm
genehmigten Errichtungen VO  e Gemeinschaftsschulen aufgrund $ 36
Abs des Volksschulunterhaltungsgesetzes VO  - 1906 en Fallen die
ach dieses esetzes erforderliche enehmiıgung seltens des Reıichs-
mM1ıNısStiers fur Wissenschaft Erziıehung und Volksbildun erhalten un SsSe1l

elr auch nıcht imstande, die ach S 36 Abs des enannten esetizes
bereıts genehmigten Zusammenlegungen VO  - Bekenntniıs Geme1ln-
schaftsschulen ruckgangıg machen och VO derartıgen
Zusammenlegungen abzusehen

1ne allerdings kleine Anzahl VO  ; der Einspruchaktıon
beteilıgten Hagener urgerinnen un!' urger hat ıhren Einspruch spater
jedoch wıiıeder zuruckgezogen {[Dies geschah zumal dıe amtlıche
Feststellung aller ersonen die el mitgemacht hatten bekannt
geworden Warl, nfolge offensichtlich wirtschaftlichen un auch
polıtıschen Trucks auf dıe Betreffenden SO ZOßg E1INeE Hedwig

1939 den Oberburgermeıister gerıchteten handschriftlichen
chreıben ihren Eınspruch mıi1t folgender Begruündung zuruck Aden habe

Unterschrift dıe Deutsche Gemeinschaftsschule un
ganz alschen Voraussetzungen abgegeben Es sollte keine M1  ng

die Absıchten der Keglıerung Z Bıldung der wahren Volksge-

die als „vordruckmaßıge Schreiben ammeleıngaben un!' dergleichen  eß erfolgt
„stillschweigend den en ge.  I1 werden“ StAÄA unster Reg rnsberg LULH
Nr 3'764
StAÄA unster, Reg. rnsberg 11 NT. 1140
StAÄ unster, Reg. rnsberg 11 NrT. 3'764

82 Konzept. StAÄA Munster, Reg. TNSDEer. 11H NrT. 3'764
StadtA agen, kte 2014
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meıinschaft se1nN .84 Ahnlich außerte sich TILZ iın seliner schriıiftlichen
Rucknahmeerklarung VO 1939 „Betref{f{fs der damaligen Abstim-
MUung (Einheıitsschule) habe ich aus Unverstandnıs heraus un! unuber-
legt dıe Zusammenschließung gestimmt. Bın aber schon seıit der
usammenlegung anderer Meiınung un:! ann NUu. meın vollstaändiges
Eınverstandnis aussprechen.“ Frıtz WarTr ubrıgens, WwW1e abschließend
och anmerkte, seıt 1933 Mıtglied der NSDAP.® In einıgen Fallen aßt
sıiıch O  a eindeutig nachweiısen, daß die Parteıistellen hlerbel direkt
eingeschaltet wurden bzw aktıv geworden Sind So chrıeb eın Max

1939 den Oberburgermeister, da selinen Ekınspruch
dıe Gemeinschaftsschule „1IN Verfolg meılıner Unterredung mıiıt Fe:
Ortsgruppenleister s“ zuruckzjehe.86 In einem anderen Fall teılte dıe
Kreıisleıtung der Hagen Personalamt 1ın einem chreiben VO

1940 dem Oberburgermeister mıt, daß eine Mathıiılde aufgrun
eiıner stattgefundenen Kucksprache 1n der Geschaftsstelle
der Kreıisleıtung ihren EKınspruch zurucknehme, da sS1e „dUu>S Unkenntnis
gehandelt a  e Offensichtlich Sınd den betreffenden Personen VOIN
den Parteistellen hlerbeı auch „goldene Brucken“ gebaut worden,
worauf nıcht zuletzt auch dıiıe starken inhaltlıchen un
wortlichen Übereinstimmungen 1n den Begrundungen der Rucknah-
meerklarungen, dıe Unwiıssenheıit Oder Mißverstandnis angeben, hın-
welısen Bıs Mıtte DL 1940 hatten insgesamt Personen ihre Fınspru-
che wıeder zuruckgezogen.®88 Eiınzelne Rucknahmeerklärungen erfolg-
ten och bıs nfang Junı 19492 89

Veto des Mınısterıiums
Die Durchfuhrung der beschlossenen chulmaßnahme 1ın Hagen

wurde ann aber VO  ; eiıner ganz anderen Seıte doch och ernsthaft 1n
Frage gestellt. Mıt dem genehmigten eschliu. VO 1939 der
KReglerungsprasıdenten 1n Arnsberg 1939 dem Oberbürgermei-
Ster der agen auch die Aufforderung ubersandt, außer eiıner
beglaubı  en Protokollabschrift der Schulbeirätesitzung VO 1939 ın
doppelter Ausfertigung och 16 eine Aufstellung ber dıe Verteilung der
ehrkrafte SOWI1eEe der Schukınder auf dıe einzelnen Klassen und Schulen
VOTLT un!' ach der Zusammenlegung un außerdem einNne Aufstellung ber

StadtA agen, kte 2014
StadtA agen, kte 2014
StadtA agen, kte 2014
StadtA agen, kte 2014
Angabe It. chreıben U: 1940 des Oberburgermeisters den Reglerungspräasidenten 1
rnsberg StAÄA Munster, Reg. rnsberg 11 Nr. 1140
StadtA agen, kte 2014
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dıie TO der einzelnen Klassenraume einzureichen.® Die angeforder-
ten Unterlagen wurden VO Oberburgermeıster mıiıt Schreiben VO

21 193991 den Regierungsprasıdenten 1n rnsbe gesandt un VO  -

diesem unverzuglıch den Reichsminister fur Wissenschaft, Erzıehung
un! Volksbildun weitergeleıtet?2, och EeVOT diese Unterlagen 1
Ministerium eintrafen, ging ort 1939 dıe VO. dem Reglerungs-
prasıdenten 1n rnsberg mıiıt Schreiben VO 193993 beantragte
miınisterlielle enehmigung des Beschlusses des Oberbuürgermeisters der

agen, betreffend dıe Zusammenlegung der Konfessionsschulen
Gemeinschaftsschulen, eraus Da dıe Umgestaltung des S-

schulwesens ın der Stadt agen bereıts Begıiınn des Unterrichts ach
den Osterferien des laufenden TS verwirklicht se1ın sollte, suchte der
Oberbürgermeister angesichts der hlerfur imMmmMer knapper werdenden
eıt 25  ©& 1939 be1l dem Regierungspräsidenten 1ın rnsber
„moOglıchst umgehende Mitteilung“ nach, ob ungeachtet der ausstehen-
den Genehmigung des Mıniısters bereıts mıiıt der Reorganıiısatıon des
Volksschulwesens egonnen werden konnte Der Regilerungsprasıdent
erteilte postwendend hlerzu die Genehmigung.® Dann traf aber eım
Regierungspräsiıdenten 1n Arnsberg eine Miıtteilung des Reichsministers
fur Wissenschaft, Erziıehung un!' Volksbildun VO 1939 e1ın, dıe
nıcht NUur eiıne indıirekte ministerielle uge fur den Regilerungsprasıden-
ten bedeutete, sondern auch das gesamte Volksschulprojekt der
agen Fall bringen drohte.?” DDas Ministerium befurwortete War

grundsaätzlıch dıe Eiınfuhrung der Gemeinschaftsschule, doch nıcht
jeden TelIsS Vor em WarTlr ©  g zumındest 1n diesem Fall,9% nıcht bereiıit,
politisch-1ideologische ber dıe schulischen Interessen stellen, un:!
bestand auch darauf, daß dıe Einfuhrung der Gesamtschule HUE annn
eriolgen urfe, Wenn dadurch zumındest keine Verschlechterung der

StAÄA Munster, Reg. TNSDEerT; NT 1140
StAÄA Munster, Reg TNSDEer: I1 NT 1140
Schreıiben 25 1939 Konzept StA Munster, Reg. TNSDEer: 11 NrT. 1140
Konzept: SsStAÄA Munster, Reg. rnsberg 1{1 NT 1140
StA Munster, Keg. TNSDer: 11 NrT. 1140 Diese ministerielle enehmiıgung WarTr ach 65
(2) des VUG erforderlıich, da ach dem Reorganisationsplan funf bısher selbstandıge
Schulsysteme 1M Schulverband der agen, und ZWaTl TEl katholische und zwel
evangelische, aufgelost werden ollten un: solche ufhebungen VO. Mıiıiniıster enehmı];
werden mußten.

95 S5tA Munster, Reg. rnsberg I1 NrT. 1140
6  6 Schreiben 30 1939 den Oberbürgermeister der agen Konzept: StA Munster,

Reg. TNSbDe: NT 1140
97 StA Munster, Reg. TNSDer. NT 1140

uch 1m Fall der VO.  - der Hohenlımburg Einde Oktober 19338 beschlossenen kınfuhrung
der Gemeinschaftsschule laßt sich eın ganz ahnlıche Haltung des Mınısteriums feststellen
StA Munster, Reg. rnsberg Nr. 4867, 1ı1er bes das Schreiben 1939 des
Ministeriums den Reglerungsprasıdenten 1n Trnsberg.
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bısherigen Volkschulverhaltnıiısse eintrete SO das Ministerium 1n
seinem Genehmigungsschreıben VO. 1939 den Regierungsprası-
denten ausdrucklich aufgefordert, be1 der geplanten Reorganısatıon der
Volksschulen ın der agen darauf achten, „daß dıe Schulkın-
derzahlen anı den einzelnen Klassen ach der Umbildung der Schulen
un der beabsıchtigten Ekınsparung VON 11] Schulstellen nıcht hoher qls
bisher Sınd un! daß besonders 1ın den Grundschulklassen die Kınderzahr-
len J6 lasse nıcht mehr als betragen“. Doch W1€e au  N den VOIN dem
Oberbürgermeister der agen mıiıt Schreiben VO 1939 dem
Regierungspräsidenten 1ın TNSDEeT. eingereichten un ort offensıcht-
ıch nıcht weiıter gepruften Aufstellungen klar hervorgıing, wurde dıie
Durchfuhrung des Zusammenlegungsbeschlusses In der beabsichtigten
else VOL em hinsichtlich der Klassenfrequenzen eiINe eindeutige und
betrachtliche Verschlechterun gegenuber dem bısherigen Zustand
bewirken Das wollte das iınısterıum aber au keiıinen all durchgehen
lassen. Es sandte er die ıhm durch den Regierungsprasıdenten ın
rns zugeleıtete Aufstellung des Oberburgermeıisters der
agen urschriftlich mıt einem recCc scharf formuhierten Begleıitschrei-
ben zuruck In diesem Begleitschreıiben he1ißt er daß „solange eiıne
derart große ahl VO  - uüberfullten Klassen und besonders Grundschul-
klassen mıiıt ber 60 und ber Kındern den Volksschulen 1ın
agen vorhanden SINd“; sSel VOTLT em auch dıie durch dıe geplanten
Maßnahme beabsıchtigte Ekınsparung VO  . elf Lehrerstellen nıcht
genehmiıgen Dem ınsteriıum konne eın lan bezuglıch der
Umgestaltung der Schulverhaltnisse ın der agen eingereicht
werden, be1l dem aber sichergestellt seın mUuSsSse, daß nıcht durch ohe
Zahlen VON Schulkındern 1n den einzelnen Klassen die „Erteilung
ordnungsmaßıgen und gedeihlıchen Unterrichts  c ıIn rage geste WEel -

de Der Regierungspräsident wurde In diesem Zusammenhang och
einmal auf dıe Beachtung des entsprechenden Absatzes 1ın dem betref-
fenden Ministererlaß VO B:  W 1939 hingewlesen. Tatsac  1 SiNnd
daraufhın VON dem Schulverwaltungsamt der agen offensıchtliıch
ın großter 1ıle Umsetzungen der Schuler ın den einzelnen Klassen der
bereıts eingerıchteten Gemeinschaftsschulen vorgenOomM).  Nn worden,

weıt WwW1e€e moglıch der mınısterliellen Forderungen genugen. Vor
em 1n den Grundschulklassen wurde durch den Austausch VO  }

Schulkındern benachbarter Schulsysteme einNne Herabsetzung der Klas-
senfrequenzen erreichen gesucht Allerdings gelang das Nur ZUeıl
Das lag ZU einen der allgemeın esonders starken Besetzung der
Grundschulklassen, VOIL em des un Schulhjahrs. uberdem 1e 63
diıe esondere geographische bzw topographische Situation der
agen mıt mehreren langgestreckten Flußtalern eiıne reın schematische
Aufteilung der Volksschulkinder der ann fur einıge Kınder
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entstehenden unzumutbar weıten chulwege nıcht ndererseıts
brachten die nunmehr getroffene Einrichtung aber immerhın auch den
Vorteıl, daß STa der VOL der Zusammenlegung vorhandenen SOgeC-
nannten Durchziehklassen 1 Jahr 1933 Jetz jede lasse bıs auf eın Oder
wel Ausnahmen ihre eigene Lehrkraft hatte.® Der 17 Regierungspra-
sS1ıdıum muıiıt eıner Stellungnahme 8h3m) schulischer Hıinsicht“ der VO.

dem Oberbürgermeister eingereichten Nachweıisung ber dıe 1iNZWI1-
schen vorgeNnNOoMMECNEC Neuverteilung der Schulkınder auf dıie einzelnen
Gemeinschaftsschulen etiraute Fachreferent kam der Feststellung,
daß angesichts VO  - Jetzt Klassen mıiıt Der 5() Kındern gegenuber
67 Klassen mıiıt ber Kındern 1933 UL dıe er1Io Zusammenlegung
eiıne Verschlechterung der Klassenfrequenzen 1ın den unteren 1er
Jahrgangen nıcht eingetreten sSel Die allerdings uüberfullten Klassen,
heißt annn weıter, selen auch keıne der Zusammenlegung oder
des Stellenabbaus, sondern 1T dıe sıch zahlenmäßig jJeweıils andern-
den Geburtenjahrgäange verursacht In schulischer Hınsıcht bestanden
er ach der Erkenntnis des Referenten dıe 1n en rfolgte
Schuleinrichtung keinerlel Bedenken, zumal InNan auch den bestehenden
akuten Mangel Lehrkraften berucksichtigen musse.100 Offensichtlich
hat 1ese eUe Organısatıon des Volksschulwesens der agen auch
dıe des Ministeriums erhalten. Zumindest ist eESs nıcht eıner
Rückgängigmachung der schulischen Maßnahme 1n der Stadt. Hagen
gekommen, obwohl ihr auch och dıe rd 8.000 Einspruche entgegenstan-
den Mıt T1a VO 19 1940 den Regierungspräsidenten 1n rns  er
erteilte der ınıster, allerdings un neuerlıchem Hınwels auf dıe
Bedingung, daß UrCc dıe Einriıchtung der Gemeinschaftsschule auf
keinen Fall dıie Erteilung eiINes ordnungsmäßıgen un ge  iıhlıchen
Unterrichts gefahrdet werden durfife, 1mM VOTaUs fur alle hlıerbel 17
Regierungsbezirk rnsber zukunftıg eventuell notwendiıg werdenden
Aufhebungen bısher selbstäandiıiger Schulsysteme 1mM VOTaUs die a g_emei-

ministerielle Genehmigung.19!

Angaben It. Schreiben 13 1939 des Oberburgermeisters den Regierungsprasıdenten
1n TNsberg, dem 1ne aktuelle achweısung ber die Verteiuung der Schu.  ınder auf dıe
einzelnen Klassen der Gemeinschafts-Volksschulen eıgefu, Wal StA Munster, Reg.
rnsberg 11 NT 1140

10 Stellungnahme 16 1939 StAÄA Munster, Reg. TNSDber. I1 NrT. 1140 Tatsac.  ıch machte
sıch selnerzeıt eın fur dıe Epoche des Nationalsozlalısmus bezeichnender allgemeıner un!
immer empfindlicher werdender achwuchsmange. Volksschullehrern emerkbar, vgl
N]ıerzZu uch Harald Scholtz: Erziehung unterm akenkreuz Gottingen 1985, ler 75 Der
eieren ın der Schulabteilun der Reglerung ın TNS! emerT. hlerzu ın seiner ben
angefunhrten Stellungnahme: „WIr mussen doch uch den angel ehrkraften beruck-
sichtigen. Ich habe B un! 2-klassıge Schulen mi1t ber 60 un!: 70 Kındern. Was soll aQusS denen
werden?“

101 StA Munster, Keg. TNSDEer: 11 NrT. 1140
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urückweisung der Einsprüche
Doch dıe rechtmaßig erfolgte un!: eine beeindruckende Außerung des

ıllens der BevoOlkerung ZU USCATUC bringende Einspruchaktıion
die schulpolitische Maßnahme der Stadt Hagen Warlr nfolge der

totalıtaren Herrschaftsstrukturen des NS-Regimes eın wirklıch ernst:-
haftes Hındernis fur dıe urchfuhrun. dieses Vorhabens un VO  .

Anfang keine Aussıcht aufErfolg In Se1ıNer VO Regilerungsprasıden-
ten ın Trnsber: angeforderten Stellungnahme den Einspruchen hatte
der Oberburgermeıister der agen bereits eren summMarısche
Zuruckweıisung gefordert und 1es vordergrundiıg und formal-jurıistisch
amı begrundet, daß VO  — den Einsprucherhebenden das Vorhandenseıin
der VO  - dem Volksschulunterhaltungsgesetz geforderten „besonderen
Grunde“ fur diese schulıische aßnahme „lediglich 1ın eıner allgemeın
ehaltenen orm  66 bestritten wurde.102 Dieser (Rechts-)Auffassung des
Oberburgermeisters schloß sıch der Regilerungsprasident unelınge-
schrankt In einem chreıben den Reichsminister fur Wissenschaft,
Erzıehung un! Vo  ung VO 1940 suchte daher Ermach-
tiıgung nach, die cdıie Schulmaßnahme ın der agen erhobe-
Nnen Eınspruche samtlıch als unbegrundet zuruückzuwelsen. Wıe der
Regierungspraäasident weıter ausführte, handele es sıch be1l der eorganı-
satıon des Volksschulwesens ın der Stadt agen eiıne „Ersparnıs-
maßnahme*‘‘103 ZU. Zweck der „besseren schuliıschen Versorgung der
Kınder“.104 Diese Ansıcht vertrat jJetz auch das Ministerium. Mıt Erlaß
VO 1 1940 wurde nunmehr der Regl]erungsprasıdent 1n rnsber.
ermachtigt, dıe Beschwerden dıe Errichtung VON Gemeinschafts-
chulen ın der agen zuruckzuwelsen un!' dıe Beschwerdefuhrer
entsprechend besche1iden.1% Das ist ann auch geschehen. Wie der
Regierungspräsident daraufhın beispielsweise dem Erzbischof VOIN

Paderborn 1940 auf dessen diesbezügliches chreıiıben VO

1939 IT un! bundıg mıiıtteilte, mMUSSe dıe getroffene schulorganısator1-
sche Maßnahme 1n agen „nach sorgfaltıger Abwagung er infrage
kommender Verhaltnisse“ aufrechterhalten bleiıben, da S1e eiınNne „wesent-

10 Schreiben DE 1939 des Oberburgermeisters den Regilerungsprasıdenten 1n TNSDer:
StAÄ Munster, Keg. rnsberg I1 Nr 1140

10 UTrC dıe Einfuhrung der Gemeinschaftsschule wurden 1m Reglerungsbezir. rnsberg
ach Angaben VO: Anfang Julı 1939 ıs 1ın 18 Rektor- un! 24 auptlehrerstellen,
33 Lehrerstellen, 28 wıissenschaftliıche Lehrerinnenstellen un! 1ne technische Lehrerin-
nenstelle, Iso ingesamt 112 Schulstellen eingespart Angaben it. Rundschreiben 13
1939 des Regilerungsprasıdenten 1n rnsberg: StAÄA Munster, kte NT 3764
Konzept: StA Munster, Reg. rnsberg NT 1140

105 StA Munster, Heg rnsberg 11 NT 1140
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liche Ersparnıs"“ sachlıcher Schulunterhaltungskosten mıiıt sıch T1N-
ge.

Ke1ine rasche Bese1ıt1igung
ach Angabe des Reglerungsprasıdenten 1n rnsber VO 1939

hatten sich ach eıner Rundfrage den andraten, berbürgerme!1l-
und Kreisschulraten be1l der seinerzeıt eFfi®  en allgemeınen

Einfuhrung der Gemeinschaftsschule, abgesehen VO.  - IM wesentlichen
auf Betreiben der Kirche“ erfolgten Eiınspruchen, 1m esamten Regle-
rungsbezırk „besondere Schwierigkeıten“ Nn1ıC ergeben.1%” Auch gerle-
ten UrCc. den 1939 ausgebrochenen Kriıeg sehr bald andere und
vordringlichere Dınge als schulpolitische Angelegenheıten 1ın den Mıt-
telpunkt des Interesses der Verwaltung Ww1e auch der polıtıschen Fuh-
rung un!' nıcht zuletzt der Bevolkerung. Die durch iıhre Beteilıgung
der Einspruchaktıon inkrimınilerten Beamten un damıt auch die Lehr-

amen ın den EeNu. des bereıts 10 1939 VO AdolfHıtler
gewahrten allgemeınen Gnadenerlasses fur die Beamtenschaft. Der
Paragraph dieses Gnadenerlasses besagte, daß, sofern eın eingeleıtetes
formliıiches Dienstverfahren voraussıichtlich nıcht ZALT: Verhäangung der
Hochststrafe, ZUI Entfernung aus dem Diıenst Ooder Aberkennung des
Ruhegehalts, fuhren wurde, dieses einzustellen sel Unter Bezugnahme
aufdiesen Gnadenerlaß hob der Oberprasıdent der Provınz Westfalen

1939 SsSeıinen TIa VO 1939 insoweıt wıeder auf, als dieser
geeignet Warfl, eiıNne rundlage ZUEE Bestrafung der Beamten abzugeben.
Doch sollte insofern och Gultigkeit aben, als die Reglerungsprası1-
denten weiıterhıin angewlesen blıeben, eamte, „dıe sıch staatlıche
Maßnahmen gewandt aben  “  9 auch 1ın Zukunft auf ihre polıtische
Zuverlassıigkeıit hın eobachten.1%

ndererseıts WarTr die geplante Beseıtigung der Gemeinschaftsschulen
1M Regierungsbezirk Arnsberg doch nıcht ganz reibungslos und VOT

em nNn1ıC. ganz schnell verwirklıiıchen. ach eiıner Aufstellun
VO 10 1942 gab 1mM Regierungsbezirk damals immer och eine
el VON Kreisen un Gemeıinden, weıterhın Bekenntnisschulen
estanden Dies WarTr der all 1ın Arnsberg, Brılon, 1mM Ennepe-Ruhr-Kreıs,
1n eschede, Ulpe, 1M Kreıs Wıttgenstein un! 1n o0es

106 Eirzbischofliches Archıv aderborn, 3() (Schulwesen
107 Bericht den Reichsminister für Wiıssenschaft, Erziehung un! Volksbildun; Konzept:

StAÄA Munster, Reg. rnsberg I1 NT. 37164
108 xemplar 1mM StA Munster, Reg. TNSDEer. 11 NT 3764
10 StAÄA Munster, Keg. rnsberg 11 NT 3764 Insofern ist. dıe 1n der Liıteratur immMmer wıeder

genannte un! auf Eılers, O.; 91, zuruckgehende Angabe, daß Ostern 1941 alle
Bekenntnisschulen Gemeinschaftsschulen umgewandelt korrigleren. Fur dıe
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S-Plakat, m1t dem ın der zıyeıten alfte (Ler 1930er Tefür dıe Geme1inschafts-
schule geworben wurde.
(Bundesarchıv Koblenz, lak

damals uch 1 Keglerungsbeziırk rnsberg och 1n großerer Zianl vorhandenen einklassı-
gen Volksschulen Wäal das technısch SOW1eS0O nıcht moOglıch.
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E L(LUTERL  CLEG
or e zufammengelegt.

BerbeiHüihrung einer beHeren DBefchtlung der
n  ©  CPafulen - üammenle einerer Spyiteme ortfall

Ü wed  o[P3  urdurmaiehflafie  au  (4  T€}Serfüraung  bieraus er er  ng _ld
ulmwege Omwie mit

t &x ie ergebenden V parnt e werden auft
n XM Immungden., hei

0ne o { d‘  wn 53  R OD
ung de3S e

ulen der
Sta $

ntie  A 3, die
gen 3Um ulen

an Ddenen evanaelifche  yovy U undE3  a!...  o  3D  aa  S_ Yebhrsräfte ar  elegt M eir: R worden. (  A
voritebenB  geftcllt AnßRnd. ICN

un binnen DiI 0  n L D  U  i Tade
ng Qqet Den SeteiHaten das IOr en

fein befonderer Sr{l durH NIDIH Det de Unterzeihneten
beit rden. — Dieler {Oluß wn Lde vDOmMm
vyräfidenten I9r YUrnsbera s A  0 Xbi. S S genebmigt.

Diese gerade Zeılen umfassende ekanntmachung Anzeıgenter der Hagener
Zeıtung VDO Marz 1939 besıiegelte QAas Schıicksal (Les konfessionel geglıederten
Volksschulwesens der agen
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berpräfident Münfter‘ {. W.;+  &  den  A 6A PT11919394‚Provin e{tfalen Schloßplat
Da

Dolnflfd]l\r[!  einNtU|  f fter
Tö

£3

1R I0EO MM

Schn Ihelef
Regierungspräsidenten

der VYinZe

Betr, %ä?äää?%äeäler vgflilgechulen.
A

Genehmigung der Beschlüsse über die fhebung
konfessioneller Schulen durch Reie  nister

Wissenschaft, E-giehung 0°  ung p 65
des Volksschulunterhaltungsgesetzes Kürgze erfolgen
wi Teil schanerfolgt i8% ordne ich hiermit die

L (1
alsbaldige Durchführung der gemäß $'36 VUG. in Aussicht

yenommenten Maßnahnen an, soweit dies nicht +
geschehen iste

w \ Ich ersuche 8ichergustellen, daß Durchführung
bis ‚u der chulferien 81'f°18t «

g°3.nl\umd Meyer.,
\ Att Drox Beglaubigt:

> A  \  3

welfaip Staatsangestellte,Y  S  S  Pr  j}  &3  01300 <ffla pn 0£Lc12r»£
7B,/T

Rundverfügung des Oberprasıdenten der TOVINZ Westfalen VDO' DTU 1939
der dıe ufhebung noch bestehender konfessıioneller Volksschulen der ToOVINZ
angeordnet wurde
(Staatsarchıv Münster Reg rnsberg Nr
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